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1. Planungsanlass und Rechtsgrundlagen 

Die Gemeinde Jahrsdorf plant die Aufstellung des selbstständigen Bebauungsplans Nr. 1 

„Wohnbebauung östlich Dorfstraße / nördlich Am Hälln““ zwecks Ausweisung eines Allgemeinen 
Wohngebiets zur Deckung des örtlichen Wohnraumbedarfs.  

Der Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB erfolgte am 19.09.2024.  

Der Entwurfs- und Veröffentlichungsbeschluss gemäß § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte am 11.12.2025. 

Die Aufstellung des selbstständigen Bebauungsplans erfolgt im Standardverfahren. 

Es handelt sich ferner um einen qualifizierten Bebauungsplan gemäß 30 Abs. 1 BauGB. 

Der Bebauungsplan wird gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen. 

Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne grundsätzlich aus dem Flächennutzungsplan zu 

entwickeln (Entwicklungsgebot). Die Gemeinde Jahrsdorf verfügt nicht über einen 

Flächennutzungsplan. Daher wird der Bebauungsplan Nr. 1 als selbstständiger Bebauungsplan gemäß 

§ 8 Abs. 2 Satz 2 BauGB aufgestellt. Demnach ist ein Flächennutzungsplan nicht erforderlich, wenn 

der Bebauungsplan ausreicht, um die städtebauliche Entwicklung zu ordnen. Dies ist hier der Fall.  

Der selbstständige Bebauungsplan ist gemäß § 10 Abs. 2 BauGB der höheren Verwaltungsbehörde 

zur Genehmigung vorzulegen. 
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2. Lage und Umfang des Plangebietes 

 

Abbildung 1: Lage des Plangebiets (rot umrandet). Quelle: Landesamt für Vermessung und Geoinformation 

Schleswig-Holstein, eigene Darstellung. Stand: 06.10.2025. 

Das Plangebiet befindet sich 

- Östlich der „Dorfstraße“ 
- Nördlich der Straße „Am Hälln“ 
- In südlicher Ortslage der Gemeinde Jahrsdorf“ 
- Auf dem Flurstück 407 der Flur 4 der Gemarkung Jahrsdorf 

 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von insgesamt rund 0,5 ha. 
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3. Planungserfordernis 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die 

städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 

Mit der vorliegenden Planung möchte die Gemeinde Jahrsdorf einen Beitrag zur Deckung des örtlichen 

Wohnraumbedarfs auf Grundlage konkreter Nachfragen beitragen. 

Da es sich bei dem gewählten Plangebiet nicht um einen Bereich innerhalb eines 

Bebauungszusammenhangs gemäß § 34 Abs. 1 BauGB handelt, besteht für die Schaffung 

entsprechenden Baurechts zunächst das Erfordernis zur Aufstellung eines Bebauungsplans. 

Eine Erweiterung der bestehenden Innenbereichs- und Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 Nr. 1 u. 

3 BauGB wäre zur Erfüllung der vorliegenden Zielvorstellung nicht möglich, da diese aufgrund des 

Umfangs und der Lage des Plangebiets den Regelungsgehalt einer derartigen Satzung nach 

allgemeiner Rechtsprechung übersteigt. 

Da die Gemeinde Jahrsdorf nicht über einen Flächennutzungsplan verfügt, erfolgt die Aufstellung des 

Bebauungsplans als selbstständiger Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 Satz 2 BauGB. 

Der selbstständige Bebauungsplan – oder mehrere Bebauungspläne - müssen dabei nicht wie der 

Flächennutzungsplan das gesamte Gemeindegebiet abdecken, sie müssen aber ausreichen, die 

städtebauliche Entwicklung für das gesamte Gemeindegebiet zu ordnen (vgl. Battis, Krautzberger 

und Löhr in: BauGB Kommentar, 16. Auflage, 2025. § 8 (2) BauGB, Rn 7). 

Der vorliegende Planinhalt und Umfang sind in der Lage, die städtebauliche Entwicklung zu ordnen. 

Zudem handelt es sich hierbei um den ersten für die Gemeinde Jahrsdorf aufgestellten 

Bebauungsplan, wodurch sich hiermit außerdem die absehbare städtebauliche Entwicklung ordnen 

und steuern lässt. Die Planungspflicht wird somit erfüllt. 
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4. Bestehende Nutzung des Plangebietes 

 

Abbildung 2: Luftbild. Quelle: Digitaler Atlas Nord, Stand: 06.10.2025. 

Das Plangebiet umfasst bewirtschaftete Grünflächen, welche im Norden und Westen von bestehender 

Wohnbebauung umgeben sind. Zudem befinden sich westlich des Plangebiets eine ortsansässige Kfz-

Werkstatt. An den Randbereichen des Plangebiets befinden sich Knickstrukturen. Östlich grenzt 

offenes Grünland an. 
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5. Ziele der Raumordnung 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne grundsätzlich den Zielen der Raumordnung 

anzupassen. Die Aufgabe der Raumordnung ist eine nachhaltige und regional gleichwertige 

Raumentwicklung. Die Ziele der Raumordnung sind insbesondere in dem Landesentwicklungsplan 

Schleswig-Holstein vom 13.07.2010 (LEP; Amtsbl. Schl.-H. 2010, Seite 719), der Fortschreibung des 

Landesentwicklungsplans Schleswig-Holstein 2010 (LEP-Fortschreibung 2021) sowie in dem 

Regionalplan für den Planungsraum III (RPl III) definiert. 

5.1 Landesentwicklungsplan 

Auf Ebene des Landesentwicklungsplanes liegt die Gemeinde Jahrsdorf keine hervorgehobene Rolle 

im landesplanerischen Sinne. Die Gemeinde Jahrsdorf ist somit nicht zentralörtlich eingestuft. 

 

 

Abbildung 3: Die Gemeinde Jahrsdorf (gelb hervorgehoben) im Kontext des Landesentwicklungsplanes. Quelle: 

Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein (2021): 

Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes S.-H. 2021. 
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Im Hinblick auf die Wohnungsbauentwicklung in Gemeinden ist auf Ebene des 

Landesentwicklungsplans insbesondere Folgendes geregelt: 

- Grundsätzlich können in allen Gemeinden im Land neue Wohnungen gebaut werden (Ziffer 

2.5.2 Abs. 1 LEP / Ziffer 3.6.1 Abs. 1 2. Fortschreibung LEP 2021). 

 

- Der Umfang der erforderlichen Flächenneuausweisungen hängt maßgeblich von den 

Bebauungsmöglichkeiten im Innenbereich ab (Ziffer 2.5.2 Abs. 1 LEP / Ziffer 3.6.1 Abs. 1 

Fortschreibung LEP 2021). 

 

- Gemeinden oder Gemeindeteile, die keine Schwerpunkte für den Wohnungsbau sind, decken 

den örtlichen Bedarf (Ziffer 2.5.2 Abs. 3 LEP / Ziffer 3.6.1 Abs. 3 Fortschreibung LEP 2021). 

 

- In den Gemeinden, die keine Schwerpunkte sind und in den ländlichen Räumen liegen, 

können im Zeitraum 2022 bis 2036 bezogen auf ihren Wohnungsbestand am 31.12.2020 

neue Wohnungen im Umfang von bis zu 10% gebaut werden. Es ist der Bestand an 

Dauerwohnungen zugrunde zu legen (Ziffer 3.6.1 Abs. 3 Fortschreibung LEP 2021).  

 

- Die Innenentwicklung hat Vorrang vor der Außenentwicklung (Ziffer 2.5.2 Abs. 6 LEP / Ziffer 

3.9. Abs. 4 Fortschreibung LEP 2021). 

 

- Die Ausweisung und Erschließung von Bauflächen sowie der Bau von Wohnungen sollen 

zeitlich angemessen über den Planungszeitraum verteilt erfolgen (Ziffer 2.5.2 Abs. 1 LEP / 

Ziffer 3.6.1 Abs. 1 Fortschreibung LEP 2021).  

Die Gemeinde Jahrsdorf verzeichnete am Stichtag 31.12.2020 einen Wohnungsbestand von 111 

Wohneinheiten (WE) (Quelle: www.statistik-nord.de; Stand 08.04.2025). Folglich beträgt der 

wohnbauliche Entwicklungsrahmen für den Zeitraum 2022 bis 2036 in der Gemeinde Jahrsdorf 11 

WE, abzüglich der Baufertigstellungen der Jahre 2022 und 2023 sowie absehbarer 

Baufertigstellungen und Innenentwicklungspotentiale. In den Jahren 2022 und 2023 verzeichnete die 

Gemeinde Jahrsdorf die Fertigstellung von einer WE, sodass sich der wohnbauliche 

Entwicklungsrahmen zunächst auf 10 verringert.  

Vor dem Hintergrund des Vorrangs der Innenentwicklung vor der Außenentwicklung sind zudem 

vorhandene und verfügbare Innenentwicklungspotentiale sowie Baupotentiale aus bestehendem 

Baurecht zu berücksichtigen: 

„Bevor Kommunen neue, nicht erschlossene Bauflächen ausweisen, ist von ihnen aufzuzeigen, 
inwieweit sie noch vorhandene Flächenpotenziale ausschöpfen können. Hierzu zählen alle 

Baugrundstücke  

- im Geltungsbereich rechtskräftiger Bebauungspläne nach § 30 BauGB,  

- im Geltungsbereich von Bebauungsplänen, in denen Vorhaben nach § 33 BauGB zu beurteilen 

sind, sowie  

- in Bereichen gemäß § 34 BauGB.  

Innenentwicklung umfasst zudem die Nutzung von Brachflächen und leerstehenden Gebäuden sowie 

andere Nachverdichtungsmöglichkeiten.“  

(LEP-Fortschreibung 2021, Kapitel 3.9, Ziffer 4 Z, S. 147) 
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Die Gemeinde Jahrsdorf verfügt über keine weiteren rechtskräftigen oder in Aufstellung befindlichen 

Bebauungspläne. 

Für die Beurteilung des planungsrechtlichen Innenbereichs nach § 34 BauGB ist die rechtskräftige 

Innenbereichssatzung der Gemeinde aus dem Jahre 2005 maßgebend. Im Rahmen dieser Satzung 

wurde u. a. ein Baufeld für die wohnbauliche Entwicklung festgesetzt. Für dieses Baufeld ist auf Basis 

des § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB festgesetzt worden, dass pro angefangene 1.500 m² 

Wohnbaugrundstücksfläche eine Wohnung zulässig ist. Bei einer Gesamtgröße von ca. 6.000 m² 

ergibt sich ein Potential von insgesamt 4 WE, von denen zwischenzeitlich bereits 3 WE umgesetzt 

worden sind. Das vierte Grundstück befindet sich in Privatbesitz und soll zum jetzigen Stand weder 

bebaut noch verkauft werden. 

Mit der vorliegenden Planung ist die Ausweisung einer Wohnbaufläche für die Entwicklung von 4 

Einfamilienhausgrundstücken geplant. Es ist daher ersichtlich, dass sich das Vorhaben in den 

wohnbaulichen Entwicklungsrahmen der Gemeinde einfügt. Mit einem Faktor von 1,2 pro 

Wohneinheit ergibt sich ein Potential von 5 Wohneinheiten. Es ist folglich ersichtlich, dass sich das 

Vorhaben in den wohnbaulichen Entwicklungsrahmen der Gemeinde Jahrsdorf einfügen wird. 

Für die Ausweisung neuer Bauflächen trifft der Landesentwicklungsplan unter anderem folgende 

Aussagen: 

„Neue Bauflächen sollen nur in guter räumlicher und verkehrsmäßiger Anbindung an vorhandene, im 
baulichen Zusammenhang bebaute, tragfähige und zukunftsfähige Ortsteile und in Form behutsamer 

Siedlungsabrundungen ausgewiesen werden. Eine Erweiterung von Siedlungssplittern soll vermieden 

werden. Auf eine gute Einbindung der Bauflächen in die Landschaft soll geachtet werden.“ 

(LEP-Fortschreibung 2021, Kapitel 3.9, Ziffer 2 G, S. 146)  

Das vorliegende Plangebiet erfüllt die vorgenannten Kriterien aufgrund der baulichen Prägung 

nördlich und westlich sowie aufgrund des eingeschränkten Freiraumpotentials durch vorhandene 

Verkehrsflächen, Knickstrukturen und immissionsschutzrechtliche Vorbelastungen im Norden (vgl. 

Kapitel 7). 
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5.2 Regionalplan 

Der Regionalplan für den Planungsraum III (RPl III; Ministerium für ländliche Räume, Landesplanung, 

Landwirtschaft und Tourismus des Landes Schleswig-Holstein (2000)) stellt für die Gemeinde 

Jahrsdorf keine besondere Funktion dar. Östlich und westlich der Ortslage sind Gebiete mit 

besonderer Bedeutung für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe ausgewiesen, die das vorliegende 

Plangebiet jedoch nicht betreffen. 

 

Abbildung 4: Ausschnitt Regionalplan des Landes Schleswig-Holstein (Planungsraum III) in der Fassung von 

2000. Quelle: Ministerium für ländliche Räume, Landesplanung, Landwirtschaft und Tourismus des Landes 

Schleswig-Holstein, 2000. 
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Aktuell schreibt das Land Schleswig-Holstein die Regionalpläne fort. Die Landesregierung hat am 

08.04.2025 den zweiten Entwürfen für die drei neuen Regionalpläne im Land zugestimmt. Sie sollen 

künftig die noch geltenden Regionalpläne für die ehemals fünf Planungsräume in Schleswig-Holstein 

ersetzen. Vom 08.05.2025 bis zum 08.08.2025 fanden die Beteiligungsverfahren zu den zweiten 

Entwürfen statt. 

Für die Gemeinde Jahrsdorf ergeben sich mit der Neuaufstellung keine maßgeblichen Änderungen. 

Der Regionalplan weist für die Gemeinde keine besonderen Funktionen auf. 

 

Abbildung 5: Ausschnitt Regionalplan des Landes Schleswig-Holstein (Planungsraum II) in der Fassung von 

2025. Quelle: Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport des Landes Schleswig-Holstein, 2025. 
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6. Kommunale Planungen 

6.1 Flächennutzungsplan 

Gemäß § 5 Abs. 1 BauGB ist im Flächennutzungsplan für das ganze Gemeindegebiet die sich aus den 

beabsichtigten städtebaulichen Entwicklungen ergebene Art der Bodennutzung nach den 

voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen darzustellen. Der 

Flächennutzungsplan gilt dabei als vorbereitender Bauleitplanung. Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind 

Bebauungspläne grundsätzlich aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln (Entwicklungsgebot). Die 

Gemeinde Jahrsdorf verfügt nicht über einen Flächennutzungsplan. Daher wird der Bebauungsplan 

Nr. 1 als selbstständiger Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 Satz 2 BauGB aufgestellt. Demnach ist 

ein Flächennutzungsplan nicht erforderlich, wenn der Bebauungsplan ausreicht, um die 

städtebauliche Entwicklung zu ordnen. Dies ist hier der Fall. Das bauliche Geschehen des 

selbstständigen Bebauungsplanes ordnet sich dem Zeithorizont eines Flächennutzungsplanes (10-15 

Jahre) unter. 

6.2 Bebauungsplan 

Für das Plangebiet existiert bisweilen kein Bebauungsplan. Durch die vorliegenden Planaufstellung 
wird das Gebiet erstmals verbindlich überplant. 

Da es der Gemeinde an einem Flächennutzungsplan mangelt und sie bisher noch über keinen 
Bebauungsplan verfügt, dient die Aufstellung des selbstständigen Bebauungsplans Nr. 1 
„Wohnbebauung östl. Dorfstraße / nördlich Am Hälln“ der Wahrung der städtebaulichen Ordnung. 
Zudem fügt sich der Bebauungsplan in eine potentielle zukünftige Gesamtplanung ein. 

6.3 Innenbereichssatzung 

Die Gemeinde Jahrsdorf verfügt über eine Innenbereichs- und Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 

Nr. 1 und 3 BauGB aus dem Jahre 2005. Die Satzung definiert die Ortslage Jahrsdorf als einen im 

Zusammenhang bebauten Ortsteil nach § 34 BauGB und trennt diesen klar ersichtlich von dem 

planungsrechtlichen Außenbereich nach § 35 BauGB. In weiten Teilen handelt es sich bei der Planung 

um eine Bestandsüberplanung der bestehenden Ortslage. Innerhalb der Satzung wurden unter 

anderem zwei Baufelder unterschiedlicher Zweckbestimmung festgesetzt. Für das Baufeld 1 ist die 

Errichtung von Wohngebäuden vorgesehen. Auf Basis des § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB wurde festgesetzt, 

dass pro angefangene 1.500 m² Wohnbaugrundstücksfläche eine Wohnung zulässig ist. Bei einer 

Gesamtgröße von ca. 6.000 m² ergibt sich ein Potential von insgesamt 4 WE, welche in Teilen bereits 

umgesetzt wurden. Für das Baufeld 2 ist in der Satzung der Nutzungszweck Reithalle / Stallungen 

vorgesehen, die Fläche ist mittlerweile jedoch bebaut. 

Darüber hinaus enthält die Satzung Immissionsradien bestehender landwirtschaftlicher Betriebe. Die 

dargelegten Radien betreffen nahezu die gesamte nordöstliche Ortslage, sodass eine wohnbauliche 

Entwicklung hier allein aus immissionsschutzrechtlichen Gründen nicht möglich erscheint. Die 

Potentialflächen im südlichen Teil der Gemeinde sind bereits in Teilen bebaut und kommen daher 

ebenfalls nicht für eine Bebauung in Frage. 
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Abbildung 6: Ausschnitt Innenbereichs- und Ergänzungssatzung der Gemeinde Jahrsdorf. Quelle: Gemeinde 

Jahrsdorf. 2005. 

 

6.4 Landschaftsplan 

Die Gemeinde Jahrsdorf verfügt nicht über einen Landschaftsplan. 
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7. Standortwahl 

Die Gemeinde Jahrsdorf hat sich im Vorwege der Planung ausgiebig mit der Standortwahl für eine 
wohnbauliche Entwicklung befasst. Dabei sind sowohl die in Kapitel 5 aufgeführten Ziele der 
Raumordnung als auch erschließungstechnische Aspekte sowie die jeweiligen Verfügbarkeiten 
miteinander in Einklang zu bringen. 

Durch Ausweisung eines neuen Standortes für die wohnbauliche Entwicklung soll nun die 
Weichenstellung zur Flächenvorsorge für den aktuellen und mittelfristigen Bedarf der Gemeinde 
geschaffen werden. Zur Erfüllung der im Landesentwicklungsplan genannten Ziele ist zunächst zu 

prüfen, ob und inwiefern vorhandene Innenentwicklungspotentiale der Gemeinde zur Verfügung 
stehen. 

Zu diesem Zweck wurden Alternativflächen innerhalb und außerhalb der rechtskräftigen 

Innenbereichs- und Ergänzungssatzung aus dem Jahr 2005 geprüft (vgl. Abbildung 7). Im Rahmen 

dieser Standortanalyse wurden neben der Verfügbarkeit der Fläche eine Einschätzung zur 

planerischen Eignung getätigt. Insgesamt wurden 14 potentielle Flächen für eine wohnbauliche 

Entwicklung herausgestellt, vgl. Abbildung 7. 

 

Abbildung 7: Darstellung Potentialflächen der Gemeinde Jahrsdorf. Quelle: Eigene Darstellung, 2025. 
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Die jeweiligen Flächen werden im Folgenden stichpunktartig unter aktuellen Gesichtspunkten 

bewertet und in Form eines Ampelsystems wie folgt kategorisiert werden: 

 

 Planerisch geeignet, Entwicklung kurzfristig möglich.  

 Planerisch grundsätzlich geeignet, Entwicklung nicht absehbar / Verfügbarkeit vakant / 

anderweitig vorbelastet.  

 Fläche zwischenzeitlich entwickelt / planerisch nicht geeignet/ anderweitig vorbelastet. 

 

Wohnbaufläche 

Nr. gem. 

Abbildung Nr. 7 

Standort Bewertung  

01 Südwestl. Quellengrund 3 Planerisch nicht geeignet, 

Fläche immissionsschutzrechtlich vorbelastet. 

02 Westlich der Dorfstraße 14 Mittlere Eignung als Wohnbaufläche, 

Fläche nicht verfügbar. 

03 Südöstlich des 

Schierenweges 

Lage in zweiter Reihe, prägender Baumbestand, 

Erschließung vakant. 

Fläche nicht verfügbar. 

04 Baulücke zwischen 

Dorfstraße 20 und 22 

Grünland, Erschließung gesichert, integrierter Standort. 

Fläche nicht verfügbar. 

05 Östlich der Dorfstraße 22 Grünland, Erschließung gesichert, bauliche Prägung im 

Norden und Westen. 

Fläche verfügbar. 
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06 Östlich der Dorfstraße 20 Baufeld gemäß bestehender Innenbereichssatzung, 

Baurecht bereits weitestgehend umgesetzt. 

Nicht als Potential zu werten. 

07 Dorfstraße 9a  Gartenbaulich genutzte Privatfläche, Erschließung vakant. 

Fläche nicht verfügbar. 

08 Südl. des Schoolweg 1 Landwirtschaftlich genutzte Fläche, lineare 

Knickstrukturen innerhalb der Fläche. 

Fläche immissionsschutzrechtlich vorbelastet. 

09 Südl. des Schoolweg 4 Städtebaulich integrierte Lage, Erschließung gesichert. 

Fläche immissionsschutzrechtlich vorbelastet. 

10 Südl. der Bebauung am 

Burdieck 

Mittlere städtebauliche Integration, Erschließung gesichert 

Immissionsschutzrechtliches Konfliktpotential aufgrund 

der Nähe zur B 77. 

11 Nördl. der Bebauung am 

Burdieck 

Immissionsschutzrechtliches Konfliktpotential aufgrund 

der Nähe zur B 77, Baumbestand, Kleingewässer. 

12 Zw. Quellengrund und 

Dorfstraße 

Mittlere Eignung als Wohnbaufläche, 

Die Fläche ist zum Teil immissionsschutzrechtlich 

vorbelastet. 

13 Nördl. Quellengrund 1 Landwirtschaftlicher Betrieb 

in Besitz und Benutzung vom anliegenden Grundstück 

(Quellengrund 1). 

Immissionsschutzrechtlich vorbelastet. 

14 Westl. Quellengrund 1 Vorprägung durch Landwirtschaft, Erschließung vakant. 

Fläche immissionsschutzrechtlich vorbelastet. 

Tabelle 1: aktuelle Bewertung der Potentialflächen für wohnbauliche Entwicklungen. Quelle: eigene Darstellung, 

2025. 
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Aus der aktuellen Sachlage ist ersichtlich, dass von den eruierten Potentialflächen bis auf die 

gewählte Plangebietsfläche derzeit keine kurzfristig und absehbar für eine tatsächliche Entwicklung 

verfügbar ist. Dies hängt insbesondere oft mit der oftmals vakanten Flächenverfügbarkeit und der 

damit einhergehenden Steuerungsmöglichkeit für die Gemeinde zusammen. Zudem stellt die 

immissionsschutzrechtliche Vorbelastung im Norden der Gemeinde eine Herausforderung für eine 

wohnbauliche Entwicklung in diesem Bereich dar. 

Um den in Kapitel 5 genannten Zielen einer geordneten städtebaulichen Entwicklung hinreichend 

Rechnung zu tragen, kommen zudem lediglich Flächen in guter räumlicher und verkehrsmäßiger 

Anbindung an vorhandene, im baulichen Zusammenhang bebaute, tragfähige und zukunftsfähige 

Ortsteile in Frage. Das Grundlegende Ziel ist dabei auch eine organische und möglichst 

freiraumschonende Siedlungsentwicklung ohne bandartige Entwicklungen in den Außenbereich und 

die freie Landschaft. 

Bei der Betrachtung der Ortslage Jahrsdorf ist festzustellen, dass diese im Kern durch die 

Hauptsiedlungsachse der Dorfstraße geprägt ist. Diese verläuft vom Nordosten nach Süden. Zudem 

befinden sich im Nordosten der Gemeinde die Straßen Am Burdiek, Quellengrund sowie der 

Schoolweg, welche als weitere prägenden Achsen eingeordnet werden können. Die 

Flächenausweisung eines neuen Baugebietes sollte sich daher an den bestehenden Siedlungsachsen 

orientieren. 

Als Potentialfläche eins wurde die Fläche südwestlich der Straße Quellengrund 3 ausgewiesen. Die 

Fläche ist aus planerischer Sicht ungeeignet, außerdem befindet sei sich innerhalb der in der 

Innenbereichs- und Ergänzungssatzung ausgewiesenen Emissionsradien, wodurch sie für eine 

wohnbauliche Entwicklung nicht geeignet ist. 

Die Potentialfläche zwei ist mit einer mittleren Eignung als Wohnbaufläche eingestuft. Allerdings ist 

die Fläche nicht verfügbar, da sie sich in Privatbesitz befindet. Zudem befindet sich nordöstlich der 

Potentialfläche die freiwillige Feuerwehr, was hinsichtlich einer Lärmbelastung als problematisch 

einzustufen ist. 

Die Fläche südöstlich des Schierenweges umfasst Potentialfläche drei. Hier läge eine gute bis mittlere 

Eignung als Wohnfläche vor, allerdings befinden sich die Flächen in Privatbesitz und stehen daher 

nicht zur Verfügung. 

Zwischen der Dorfstraße 20 und 22 befindet sich eine Baulücke (Potentialfläche vier). Das Gebiet 

hätte grundsätzlich eine gute Eignung als Wohnfläche, befindet sich allerdings in Privateigentum und 

steht daher nicht zur Verfügung. 

Potentialfläche fünf umfasst das Plangebiet des aufgestellten Bebauungsplanes. Die Fläche ist 

planerisch gut geeignet, da sie sich von der Lage in die Gemeinde einfügt und kurzfristig verfügbar 

ist. 

Östlich der Dorfstraße 20 befindet sich Potentialfläche sechs. Diese ist bereits in der Innenbereichs- 

und Ergänzungssatzung von 2005 als Baufeld für die wohnbauliche Entwicklung ausgewiesen. Daher 

wäre diese Fläche gut geeignet, ist mittlerweile jedoch in Teilen bebaut und steht dementsprechend 

nicht zur Verfügung. Das unbebaute Grundstück befindet sich ebenfalls in Privateigentum, soll 

allerdings zum aktuellen Stand weder bebaut noch verkauft werden. 

Die Potenzialfläche sieben ist in der Innenbereichs- und Ergänzungssatzung als Baufeld mit dem 

Nutzungszweck Reithalle / Stallungen vorgesehen. Hier läge ebenfalls eine gute Eignung der Fläche 

vor, diese ist mittlerweile jedoch bebaut und steht dementsprechend nicht zur Verfügung. 
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Die achte Potentialfläche hätte planerisch eine gute bis mittlere Eignung als Wohnbaufläche, befindet 

sich jedoch innerhalb der ausgewiesenen Emissionsradien und kann deshalb nicht im Rahmen der 

vorliegenden Planung bebaut werden. 

Potentialfläche neun (südlich der Straße Schoolweg 4) ist innerhalb der Innenbereichs- und 

Ergänzungssatzung als Lagerplatz/Lagerhalle ausgewiesen. Zudem befindet sie sich innerhalb der 

Emissionsradien. 

Die als Potentialfläche zehn ausgewiesene Fläche ist als eine planerisch gut geeignete Fläche 

ausgewiesen. Die Nähe zu der Bundesstraße 77 ist immissionsschutzrechtlich problematisch. Gemäß 

§ 1 Abs 6 Nr. 1 BauGB müssen bei der Aufstellung von Bauleitplänen die allgemeinen Anforderungen 

an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet werden, dies ist hier nicht der Fall. 

Die elfte Potentialfläche ist planerisch nicht geeignet und befindet sich ebenfalls in unmittelbarer 

Nähe zur Bundesstraße 77. 

Die zwölfte Potentialfläche (zwischen den Straßen Quellengrund und Dorfstraße) ist aus planerischer 

Sicht mittelmäßig als Wohnbaufläche geeignet, befindet sich allerdings zum Großteil innerhalb eines 

Emissionsradius. 

Potentialfläche dreizehn (nördlich der Straße Quellengrund 1) ist planerisch nicht geeignet, da das in 

der Innenbereichssatzung ausgewiesene Grundstück mittlerweile expandiert hat und sich auf der 

Fläche nun landwirtschaftliche Geräte befinden. Zudem liegt die Fläche innerhalb eines 

Emissionsradius. 

Potentialfläche vierzehn (südwestlich der Straße Quellengrund 1) befindet sich auf dem gleichen 

Grundstück wie Potentialfläche dreizehn und ist trotz einer mittleren Eignung als Wohnbaufläche 

daher nicht verfügbar. Die Fläche befindet sich ebenfalls innerhalb eines Emissionsradius. 

Es ist ersichtlich, dass der gewählte Standort die verschiedenen Aspekte und Kriterien einer 

geordneten städtebaulichen Entwicklung nachhaltig miteinander in Einklang bringt. Hierzu zählen 

insbesondere eine hinreichende Gebietskulisse, ein den Zielen der Raumordnung entsprechenden 

Standort in städtebaulich integrierter Lage, geeignete Baugrundverhältnisse sowie eine 

entsprechende Verfügbarkeit. 

Das Plangebiet fügt sich durch die vorhandene bauliche Prägung an der Dorfstraße 22, der 

bestehenden Bebauung östlich und westlich der Dorfstraße, insbesondere der Neubaugebiete 

nördlich des Plangebietes sowie des Grundstücks Am Hälln 2, welches sich südlich des Plangebietes 

befindet, in das Ortsbild ein. Die vorliegende Planung ist dementsprechend auf drei von vier Seiten 

von baulicher Prägung umgeben, weshalb man von einer guten Anbindung an vorhandene, im 

baulichen Zusammenhang bebauten, tragfähigen und zukunftsträchtigen Ortsteilen sprechen kann. 

Durch die Vorprägung an der Dorfstraße trägt das Plangebiet zu einer organischen und 

freiraumschonenden Siedlungsentwicklung bei. Die Standortanalyse verdeutlicht, dass die Gemeinde 

Jahrsdorf nicht mehr über weitere Innenbereichspotentiale verfügt. Daher ist aus Sicht der Gemeinde 

der Standort des Plangebietes, kurz hinter der Grenze der Innenbereichs- und Ergänzungssatzung 

sinnvoll gewählt. 
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8. Städtebauliches Konzept 

Mit der vorliegenden Planung beabsichtigt die Gemeinde grundsätzlich der örtlichen 

Wohnraumbedarfslage Rechnung zu tragen. Aufgrund mangelnder Entwicklungsmöglichkeiten im 

planungsrechtlichen Innenbereich kann der Nachfrage ausschließlich über eine verbindliche 

Bauleitplanung hinreichend Rechnung getragen werden. Inhaltlich wird die Errichtung von insgesamt 

vier Einfamilienhäusern angestrebt. 

Die Lage des Plangebiets wird aufgrund der mangelnden Potentialflächen und der entsprechenden 

Vorprägung als sinnvoll erachtet. Das Plangebiet fügt sich aufgrund der baulichen Vorprägung der 

Dorfstraße 13, 22, 24, 24 a und Am Hälln 2 in die Gemeinde ein. Eine Standortanalyse hat ergeben, 

dass es an der Verfügbarkeit von Potentialflächen mangelt. Der gewählte Standort vereint die 

Kriterien von einer kurzfristig möglichen Entwicklung und einer planerisch geeigneten Fläche. 

Die Innenbereichs- und Ergänzungssatzung aus dem Jahr 2005 entspricht nicht mehr dem 

Wohnraumbedarf, welcher derzeit in dörflichen Gemeinden herrscht. Eine Entwicklung durch 

Ausweisung eines Baugebiets wird daher als angemessen erachtet. 

Die verkehrliche Erschließung erfolgt über drei direkte Zufahrten an die Dorfstraße. Art und Maß der 

baulichen Nutzung werden dabei derart gewählt, dass die städtebaulichen Zielvorstellungen der 

Gemeinde und eine Einfügung ins Ortsbild sichergestellt werden können. 

Aufgrund der erkundeten Wasser- und Bodenverhältnisse ist eine Versickerung von 

Niederschlagswasser nicht sicherzustellen, sodass die Fassung und Ableitung erforderlich werden. Zu 

diesem Zweck soll das anfallende Niederschlagswasser auf den Grundstücken gesammelt und 

gedrosselt über die Straßenbegleitgräben in den Bottenbütteler Graben geleitet werden. 
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9. Inhalt des Bebauungsplanes 

Das Plangebiet beinhaltet eine Fläche von ca. 4.733 m². 

- Allgemeine Wohngebiete:  ca. 3.238 m² 

- Verkehrsflächen:   ca. 510 m² 

- Grünflächen:    ca. 985 m² 

9.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO) 

Der Bebauungsplan Nr. 1 „Wohnbebauung östl. Dorfstraße / nördlich Am Hälln“ dient der Schaffung 
von Baurecht für Wohngebäude zu Dauerwohnzwecken. Dementsprechend werden die überbaubaren 

Flächen als Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO festgesetzt. 

Auf Basis des § 1 Abs. 6 BauNVO kann in Bebauungsplänen festgesetzt werden, dass alle oder 

einzelne Ausnahmen, die in den Baugebieten nach den §§ 2 bis 9 BauNVO vorgesehen sind, nicht 

Bestandteil des Bebauungsplans werden oder in dem Baugebiet allgemein zulässig sind, sofern die 

allgemeine Zweckbestimmung des Baugebiets gewahrt bleibt. Im vorliegenden Fall werden auf dieser 

Basis derartige Nutzungen ausgeschlossen, welche den Gebietscharakter und das hier verfolgte 

Planungsziel potentiell stören könnten. 

9.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird im vorliegenden Fall durch die Grundflächenzahl (GRZ), die Zahl 

der Vollgeschosse, die zulässige Höhe baulicher Anlagen, die Höhenlage baulicher Anlagen sowie die 

höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden bestimmt.  

Grundflächenzahl (GRZ) (§ 19 Abs 1 BauNVO) 

Die GRZ gibt an, wie viel Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche zulässig 

sind. Die GRZ wird mit 0,3 festgesetzt. 

Dieser Wert liegt unterhalb des Orientierungswerts für Obergrenzen für die Bestimmung des Maßes 

der baulichen Nutzung nach § 17 BauNV für Allgemeine Wohngebiete (0,4). 

Für die vorliegende Entwicklung wird dieser Wert als hinreichend erachtet. 

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen der in § 

19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen um bis zu 50% überschritten werden. Diese 

Bestimmung gilt auch für den vorliegenden Plan. 

Zahl zulässiger Vollgeschosse (§ 20 Abs. 1 BauNVO) 

Die Zahl der zulässigen Vollgeschosse wird innerhalb des Plangebiets auf I Vollgeschoss beschränkt. 

Die Zulässigkeit eines Vollgeschosses wird zur Verwirklichung der städtebaulichen Ziele einer 

Einzelhausbebauung als hinreichend erachtet. Unbenommen bleibt dabei die Möglichkeit des Ausbaus 

eines Nicht-Vollgeschosses gemäß LBO-SH, sofern dies mit den weiteren Festsetzungen des 

Bebauungsplans in Einklang steht. 
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Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) 

Auch die zulässige Höhe baulicher Anlagen wird der städtebaulichen Zielvorstellung entsprechend 

auf 9,00 m begrenzt. Dieser Wert ermöglicht den Bau klassischer Einfamilienhäuser mit geneigten 

Dachformen. 

Höhenlage baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 3 BauGB) 

Innerhalb des Plangebietes beträgt die zulässige Erdgeschossfertigfußbodenhöhe maximal 0,50 m 

über der mittleren Gradientenhöhe des zum Gebäude gehörenden Straßenabschnitts. 

Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

Die festgesetzte höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden stellt eine 

Steuerungsmöglichkeit zur städtebaulichen Entwicklung des Plangebietes dar und trägt zu einer 

Wahrung des Gebietscharakters bei. So soll durch diese Festsetzung das Entwicklungsziel zur 

Errichtung von Einzelhäusern verifiziert und unerwünschtem Wohnungsbau vorgebeugt werden. 

9.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche (§§ 22; 23 BauNVO) 

Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB / § 22 BauNVO) 

Für das Plangebiet wird die offene Bauweise nach § 22 Abs. 1 BauNVO festgesetzt. Zur Verwirklichung 

der städtebaulichen Zielvorstellungen wird die Zulässigkeit konkret auf Einzelhäuser beschränkt. 

Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 Abs. 3 BauNVO) 

Die festgesetzten Baugrenzen ermöglichen die Realisierung der städtebaulichen Zielvorstellungen 

der Gemeinde Jahrsdorf zur Generierung der gewünschten Wohnbebauung. 

Die Festsetzungen dienen zudem der einheitlichen Gestaltung der Straßenräume, sowie dem Schutz 

der Natur und der Wahrung des Landschafts- und Ortsbildes. 

Zu den äußeren Grenzen der festgesetzten Wohnbauflächen wird ein Mindestabstand von 3,00 m 

eingehalten. 

Zu den entwidmeten Knickstrukturen im Westen wird ein Mindestabstand von 5,00 m festgesetzt. 

Hierbei werden auch die Kronentraufbereiche der bestehenden Bäume berücksichtigt. 

9.4 Grünordnung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25a, 25b BauGB) 

Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

Entlang der östlichen Grenze der als Allgemeines Wohngebiet ausgewiesenen Flächen ist zur 

Abgrenzung an die freie Landschaft und zum Schutze der angrenzenden Grünstrukturen eine 

freiwachsende Hecke mit einer Breite von 3,00 m geplant. 

Auf den Flächen mit einem Anpflanzgebot erfolgt eine zweireihige Anpflanzung von 

standortheimischen Gehölzen. Der Reihenabstand beträgt 1,00 m, der Pflanzabstand beträgt 0,7 m 

und verwendet werden Gehölze aus indigener, norddeutscher Zucht. 
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Der Pflanzstreifen ist durch fachgerechte Pflege dauerhaft zu erhalten und während der 

Anwuchsphase von mindestens fünf Jahren ohne chemische Hilfsmittel zu pflegen, ggf. zu bewässern 

und vor Wildverbiss zu schützen. Zum Schutz vor Austrocknung ist das Mulchen erlaubt. 

Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich bestehende Knickstrukturen. Der Knick wird entwidmet und 

entsprechend ausgeglichen. Für die geplanten Grundstückszufahrten zum Plangebiet werden 

Knickdurchbrüche erforderlich. Die entsprechenden Strukturen sind als künftig fortfallend 

gekennzeichnet und auszugleichen. 

Der Ausgleich erfolgt über ein externes Ökokonto. Auf die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung des 

Umweltberichts wird verwiesen. 

Erhaltenswerte Überhälter werden explizit mit einem Erhaltungsgebot für Einzelbäume festgesetzt. 

Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Bestehende und zu erhaltene Grünflächen werden im Bebauungsplan entsprechend festgesetzt. Dies 

betrifft den Bereich des entwidmeten Knicks, welcher fortan gemäß des Erhaltungsgebots als 

Grünfläche festgesetzt wird sowie den Bereich der geplanten Anpflanzungen an der östlichen Grenze. 

Zuordnungsfestsetzung (§9 Abs. 1a BauGB) 

Gemäß § 9 Abs. 1a BauGB werden die externen Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich der 
vorliegenden Bauleitplanung zugeordnet. 

 

9.5 Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Teile der bestehenden Dorfstraße werden in den Geltungsbereich des Bebauungsplans 

aufgenommen. Sie tragen zum Verständnis der Planung sowie zu der geplanten verkehrlichen 

Erschließung des Plangebiets bei. Bauliche Veränderungen sind hier nicht geplant. Die Festsetzung 

entfaltet daher eine rein deklaratorische Wirkung. 

Die geplanten Grundstückszufahrten werden als private Verkehrsflächen besonderer 

Zweckbestimmung festgesetzt. 

 

9.6 Örtliche Bauvorschriften (§ 86 LBO SH / § 9 Abs. 4 BauGB) 

Die gewählten Festsetzungen zu den örtlichen Bauvorschriften tragen zur Wahrung der 
städtebaulichen Ordnung sowie des Siedlungs- und Ortsbildes der Gemeinde Jahrsdorf bei und 
entsprechen dem Gestaltungswillen der Gemeinde. 

Für die Realisierung der Einzelvorhaben bieten sie einen ausreichenden Gestaltungsfreiraum. 

Die gewählten Regelungen werden auch dazu beitragen, dass sich die künftige Bebauung in das 
bestehende dörfliche Siedlungsbild und den umgebenden Landschaftsraum einfügen wird. 
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10. Erschließung 

10.1 Verkehr 

Die verkehrliche Anbindung erfolgt durch die Anbindung an die bestehende Dorfstraße. Die 

Baugrundstücke eins und vier erhalten eigene Grundstückszufahrten. Die Zufahrten der Grundstücke 

zwei und drei werden im Sinne der Eingriffsminimierung zusammengelegt. Für das nördliche 

Grundstück ist die Nutzung der hier bestehenden Koppelzufahrt gedacht. Die Koppelzufahrt soll dabei 

auch in ihrer Funktion erhalten werden. Zu diesem Zwecke wird ein entsprechendes Geh-, Fahr- und 

Leitungsrecht zugunsten der östlich anschließenden landwirtschaftlichen Fläche festgesetzt. 

10.2 Ver- und Entsorgung 

Elektrische Energie 

Das Plangebiet wird durch die Schleswig-Holstein Netz AG in hinreichendem Umfang mit elektrischer 

Energie versorgt. 

Regenwasser 

Gemäß der wasserrechtlichen Anforderungen zum Umgang mit Regenwasser in Schleswig-Holstein 

Teil 1: Mengenbewirtschaftung A-RW 1 sind bei Neuplanungen insbesondere die Aspekte der 

Versickerung und Verdunstung verstärkt zu berücksichtigen. Zu diesem Zwecke wurde auf Basis 

einer durchgeführten Baugrunduntersuchung eine entsprechende Mengenbewirtschaftung 

durchgeführt. 

Aufgrund der erkundeten Wasser- und Bodenverhältnisse ist eine Versickerung von 

Niederschlagswasser nicht sicherzustellen, sodass die Fassung und Ableitung erforderlich werden. Zu 

diesem Zweck soll das anfallende Niederschlagswasser auf den Grundstücken gesammelt und 

gedrosselt über die Straßenbegleitgräben in den Bottenbütteler Graben geleitet werden. 

Auf das Entwässerungskonzept (Holt & Nicolaisen, Stand 03.03.2026) wird verwiesen. 

Abfallbeseitigung 

Der anfallende Abfall aus dem Gebiet wird entsprechend der Satzung des Kreises Rendsburg-

Eckernförde getrennt erfasst und der Wiederverwertung oder der Abfallbehandlung zugeführt. Die 

Mülltonnen sind am Abfuhrtag an der Dorfstraße bereitzustellen. 

Wasserversorgung 

Die Bauflächen werden an das örtliche Trinkwassernetz angeschlossen. 

Abwasserbeseitigung 

Die Gemeinde Jahrsdorf verfügt über keine zentrale Ortsentwässerung. Für die vorliegende Planung 

wird daher die Errichtung von Kleinkläranlagen erforderlich. Darin wird das anfallende 

Schmutzwasser auf dem jeweiligen Grundstück gereinigt und im Anschluss versickert bzw. 

abgeleitet. 
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Die Wartung der Kleinkläranlagen ist über ein entsprechendes Entsorgungsunternehmen oder einen 

Verband vertraglich zuzusichern bzw. sicherzustellen. 

11. Auswirkungen der Planung 

11.1 Immissionsschutz 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die allgemeinen 

Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu wahren. 

In näherer Umgebung befinden sich gewerbliche Nutzungen, welche potentiell störend auf das 

Plangebiet einwirken können. Konkret befindet sich gegenüber des Plangebietes im Bereich der 

Dorfstraße 22 eine Kfz-Werkstatt. 

Im Zuge des verbindlichen Bauleitplanverfahrens wurde eine schalltechnische Untersuchung für die 

Wohngebietsausweisung erstellt, welche mögliche Konflikte durch benachbarte Gewerbebetriebe auf 

das Plangebiet geprüft hat. 

Die Ergebnisse zeigen, dass im Tagzeitraum unter den gewählten Ansätzen eine Einhaltung der 

Immissionsrichtwerte der TA Lärm für allgemeine Wohngebiete sicher gegeben ist. Für den 

Nachtzeitraum wird für das nördlichste Plangrundstück durch die nächtliche Lkw-Fahrt eine 

Überschreitung der Immissionsrichtwerte (Beurteilungspegel sowie für kurzzeitige Geräuschspitzen) 

für allgemeine Wohngebiete ermittelt. Schallschutz ist im Rahmen der Konfliktbewältigung planerisch 

zu erwägen. Die Festsetzung aktiver Schallschutzmaßnahmen erscheint unverhältnismäßig. Ebenso 

wenig kommt aufgrund planungsrechtlicher Gegebenheiten die Festsetzung eines anderweitigen 

Gebietstyps im Sinne der BauNVO in Frage. Die im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung 

dargelegten Abwägungskriterien zeigen jedoch, dass gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse nach § 

1 Abs. 6 BauGB grundsätzlich gewahrt werden können. Die schalltechnische Untersuchung liegt den 

Planunterlagen als Anlage bei. 

Abbildung 8 stellt die in der Innenbereichssatzung zum Immissionsschutz empfohlene 

Abstandsbereiche zu landwirtschaftlichen Betrieben dar. Die Darstellung zeigt, dass der gesamte 

nordöstliche Bereich der Gemeinde Jahrsdorf immissionsschutzrechtlich vorbelastet ist und dadurch 

eine wohnbauliche Entwicklung in diesen Bereichen nicht infrage kommt. Auf das Plangebiet hingegen 

wirken keine landwirtschaftlichen Immissionen ein. 
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Abbildung 8: Immissionsradien der Gemeinde Jahrsdorf. Quelle: Gemeinde Jahrsdorf, 2005. 

 

11.2 Denkmalschutz 

Das Plangebiet befindet sich teils innerhalb eines archäologischen Interessengebietes. 

Es erfolgt daher der Hinweis auf § 15 des Denkmalschutzgesetzes Schleswig-Holstein (DSchG): Wer 

Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der 

oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin 

oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf 

oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung 

oder dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die Übrigen.  

Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem 

Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen 

kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.  

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie 

Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

Es ist zu beachten, dass vor Beginn jeglicher Erdarbeiten das archäologische Landesamt zu 

informieren ist, um eventuell notwendig werdende archäologische Untersuchungen durchzuführen. 
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11.3 Brandschutz 

Die Gemeinde Jahrsdorf verfügt über eine anforderungsgerecht ausgestattete freiwillige Feuerwehr. 

Die Vorgaben des Arbeitsblattes W 405 des DVGW sind in den auf die Bauleitplanung folgenden 

Genehmigungsverfahren zu beachten. 

 

12. Umweltprüfung 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belange des Umweltschutzes 

nach § 1 Abs. 6 Nummer 7 und § 1a BauGB durch eine Umweltprüfung in Form eines Umweltberichtes 

darzulegen. 

Auf die Inhalte des Umweltberichtes wird an dieser Stelle verwiesen. Der Umweltbericht ist Teil der 

Begründung. 

 



Gemeinde Jahrsdorf                                 Kreis Rendsburg-Eckernförde 
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1. Einleitung  
 
Gemäß § 2a BauGB sind beim Aufstellungsverfahren von Bebauungsplänen in der 
Umweltprüfung die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu ermitteln, 
zu beschreiben und zu bewerten. Die aufgrund der Umweltprüfung ermittelten und 
bewerteten Belange des Umweltschutzes sind dann in einem Umweltbericht 
darzulegen. Der vorliegende Umweltbericht übernimmt diese Aufgabe und bildet einen 
gesonderten Teil der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 1 „Wohnbebauung östl. 
Dorfstraße / nördl. Am Hälln“ der Gemeinde Jahrsdorf im Kreis Rendsburg-
Eckernförde.  
Die Umweltprüfung orientiert sich an den Anforderungen der Plan-UVP- und Projekt-
UVP-Richtlinie. Der vorliegende Umweltbericht folgt in seiner Abschichtung der 
Umweltprüfung und im Aufbau weitgehend der Anlage 1 des BauGB (vom 05/2017) 
und dient in der vorliegenden Fassung dem Entwurfs- und Veröffentlichungsbeschluss 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB durch die Gemeinde.  
 
 
1.1. Kurzdarstellung der Inhalte und wichtigsten Ziele des Bebauungsplanes  

und Darstellung des Plangebietes  
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt auf Grundlage des 
Aufstellungsbeschlusses der Gemeinde vom 19.09.2024. Gegenstand der 
Umweltprüfung ist der Bebauungsplan Nr. 1 „Wohnbebauung östl. Dorfstraße / 
nördlich Am Hälln“ der Gemeinde Jahrsdorf.  
Bei dem Bebauungsplan handelt es sich um einen qualifizierten Bebauungsplan 
gemäß § 30 Abs. 1 BauGB.  
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes verfolgt die Gemeinde das Ziel auf 
Grundlage von konkreten Nachfragen und somit bedarfsgerecht Grundstücke zur 
Wohnbebauung zu schaffen. Aufgrund mangelnder Entwicklungsmöglichkeiten im 
planungsrechtlichen Innenbereich kann den Nachfragen nur über eine verbindliche 
Bauleitplanung nachgekommen werden.  
Das gesamte Plangebiet wird als Allgemeines Wohngebiet (WA) ausgewiesen. 
Inhaltlich wird die Errichtung von insgesamt vier Einfamilienhäusern angestrebt, die 
jeweils über eine direkte Zufahrt an die westlich verlaufende Dorfstraße angebunden 
werden. 
Art und Maß der baulichen Nutzung orientieren sich an der vorhandenen Bebauung 
und führen zu einer Einfügung des Neubaugebietes in das bestehende Ortsbild. 
 
Lage und Bedarf an Grund und Boden 
Das rund 0,5 ha umfassende Plangebiet befindet sich im südlichen Bereich der 
Dorfstraße und im südwestlichen Anschluss an die Ortslage von Jahrsdorf. Die Fläche 
wird aktuell intensiv als Mäh- und/oder Weidegrünland genutzt und durch einen Knick 
von der Dorfstraße abgetrennt. 
Die Lage der Fläche in der Gemeinde und die genauen Plangebietsgrenzen können 
den folgenden Übersichtskarten (Abb. 1 und Abb. 2) entnommen werden.  
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Abb. 1: Übersichtsplan zur Lages des Plangebietes in der Gemeinde Jahrsdorf 
 
 
Beschreibung der Festsetzungen im Bebauungsplan  
Das Gebiet soll als Allgemeines Wohngebiet (WA) ausgewiesen werden. 
Zur Wahrung des vorgesehenen Gebietscharakters als Wohngebiet werden Betriebe 
des Beherbergungsgewerbes, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und 
Tankstellen als Nutzungen ausgeschlossen. 
Das Maß der baulichen Nutzung - definiert über die Grundflächenzahlen (GRZ) - wird 
mit 0,3 festgesetzt.  
Die Zahl der zulässigen Vollgeschosse bleibt auf ein Vollgeschoss (I Vollgeschoss) 
beschränkt.  
Innerhalb des Plangebiets beträgt die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen 9,00 
m, gemessen über der tatsächlichen Erdgeschossfußbodenhöhe des jeweiligen 
Gebäudes. Die zulässige Erdgeschossfußbodenhöhe beträgt maximal 0,50 m über der 
mittleren Gradientenhöhe des zum Gebäude gehörenden Straßenabschnitts.  
Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in den Wohngebäuden wird auf maximal 
zwei begrenzt. 
Festsetzungen bezüglich der örtlichen Bauvorschriften sollen den Gebietscharakter 
wahren und das Wohngebiet in die umgebende Bebauung einfügen. So wird 
insbesondere die Dachneigung und -form sowie die Ausgestaltung der Fassaden und 
Sichtflächen der Gebäude geordnet (vgl. HN-STADTPLANUNG 2025, Teil I der 
Begründung).  
Entlang der östlichen Gebietsgrenze wird zur Abgrenzung gegenüber der freien 
Landschaft ein Anpflanzgebot für eine Laubgehölzhecke festgesetzt. 
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Abb. 2: Lage des Plangebietes, östlich der „Dorfstraße“ und nördl. der Straße „Am 
Hälln“ (o. Maßstab)  
 
Innerhalb des Plangebietes befindliche Knickstrukturen sind - abgesehen von 
Knickdurchbrüchen zur Erstellung von Grundstückszufahrten - dauerhaft zu erhalten.  
Dadurch bleibt der Gebietscharakter erhalten und es wird eine Abschirmung des 
Raumes zur Dorfstraße erzielt. 
Die verkehrliche Erschließung des Gebietes erfolgt durch Anbindung an die 
bestehende Dorfstraße. 
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Das Anfallende Regenwasser soll weitgehend im Gebiet versickern und verdunsten. 
Details zum den wasserrechtlichen Anforderungen sind dem Entwässerungskonzept 
von HOLT & NICOLAISEN 2026 zu entnehmen. 
 
Flächenbedarf 
Das 4.732 m2 große Plangebiet teilt sich hinsichtlich der Flächennutzungen und 
Flächengrößen folgendermaßen auf: 
 
Allgemeines Wohngebiet:        3.238 m2 
Öffentliche Grünflächen:           639 m2 
Private Grünfläche:            345 m2 
Verkehrsflächen einschl. private Zufahrten:        510 m2 
 
Weitere Details sind dem Bebauungsplan (HN-STADTPLANUNG 2026) zu 
entnehmen.  
 
 
 
1.2. Darstellung der in Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele des 
       Umweltschutzes einschließlich ihrer Umsetzung im Flächennutzungsplan 
 
1.2.1. Fachgesetze 
 
Neben den allgemeinen gesetzlichen Grundlagen, wie dem Baugesetzbuch BauGB 
(insbesondere die Paragraphen 1 (6) Nr. 7 Belange des Umweltschutzes, § 1a 
Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz, § 2 (4) Umweltprüfung, 2a 
Umweltbericht, § 6 (5) Zusammenfassende Erklärung sowie die Anlage zu § 2 (4) und 
§ 2a Inhalt des Umweltberichtes), der Landesbauordnung LBO und der 
Baunutzungsverordnung BauNVO sind ferner speziell für den Umweltbericht folgende 
Gesetze und Verordnungen bzw. Erlasse relevant: 
 
Für den Natur- und Artenschutz: 
• das Landesnaturschutzgesetz LNatSchG insb. § 8 Eingriffsregelung, § 9 

Verursacherpflichten und §§ 10 und 11 zur Bevorratung von Kompensationsflächen 
sowie § 21 geschützte Biotope und dies in Verbindung mit der Biotopverordnung 
BiotopVO, außerdem 

• § 27 a LNatSchG welcher die Gehölzpflege mit vom Bundesnaturschutzgesetz 
BNatSchG abweichenden Fristen für Arbeiten an Gehölzen regelt, 

• das Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG und hier insbesondere § 21 Verhältnis 
zum Baurecht sowie §§ 30 und 39-44 mit Regelungen zum Biotop- und Artenschutz 
sowie §34 Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Gebietes von 
gemeinschaftlicher Bedeutung oder eines europäischen Vogelschutzgebietes 
sowie der § 23 zur Regelung von Naturschutzgebieten auf Bundes- und 
Landesebene, 

• das Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht, 
insbesondere der Erlass des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume des Landes S-H zur Ermittlung der Eingriffsschwere 
und des ggf. erforderlichen Kompensationsumfanges sowie 
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• der Erlass des Ministeriums Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume des Landes S-H mit Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz.  

• Das Landeswaldgesetz LWaldG zur Klärung der Frage, ob Wald oder der 
Waldabstand (§ 24) betroffen sein wird und 

• das Landeswassergesetz LWG zur Klärung, ob Gewässer betroffen sind und wie 
die Ableitung von Oberflächenwasser erfolgen darf  
 
Für den allgemeinen Umweltschutz: 

• das Bundesimmissionsschutzgesetz BImSchG zur Sicherung der allgemeinen 
Anforderungen an gesundes Wohnen hier:  § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB,  

• die Straßenverkehrslärmschutzverordnung 16. BImSchV, 
• die TA-Lärm, Technische Anleitung zum Schutz vor Lärm sowie 
• die TA-Luft, Technische Anleitung zur Reinhaltung von Luft 

 
Für den Bodenschutz: 

• das Bundes-Bodenschutzgesetz BBodSchG, dieses findet Anwendung, sofern die 
9. Vorschrift des Bauplanungs- und Bauordnungsrechtes Einwirkungen auf den 
Boden nicht regelt (§1 Abs. 1 BBodSchG) und beschreibt die Anforderungen an 
den Schutz des Menschen, des Bodens und des Grundwassers und außerdem der 
§ 7 bezüglich „Vorsorgepflicht“ gegen schädliche Bodenveränderungen. 

• Die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung BBodSchV, insbesondere §§ 
6-8) sowie aus dem  

• Kreislaufwirtschaftsgesetzes KrWG u.a. § 2 und § 6. 
 

Für das kulturelle Erbe: 
• das Denkmalschutzgesetz DSchG zur Sicherung kultureller Denkmäler vor dem 

baugedingten Zugriff und hier insbesondere der § 12 genehmigungspflichtige 
Maßnahmen, § 15 Funde und § 16 zum Erhalt des Denkmals. 

 
 
1.2.2. Übergeordnete, umweltschutzrelevante Fachplanungen 
 
Das Landschaftsprogramm Schleswig-Holstein (MUNF 1999) weist dem gesamten 
Gemeindegebiet keine besondere Bedeutung für die Bewahrung der Landschaft, ihrer 
Vielfalt, Eigenart und Schönheit zu. Im Rahmen der räumlichen Zielkonzeption wird 
das Gebiet als „Übrige Landesfläche“ eingeordnet, dessen Zielsetzung die allgemeine 
Sicherung der Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und der Nutzungsfähigkeit der 
Naturgüter ist. 
 
Der Landschaftsrahmenplan (MELUND 2020) folg dem Landschaftsprogramm und 
weist dem Plangebiet neben einer allgemeinen Bedeutungen zum Erhalt natürlicher 
Ressourcen keine besondere Funktionsaufgabe zu.  
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Gemeindliche Planungen 
Die Gemeinde Jahrsdorf verfügt aktuell über keinen Flächennutzungsplan. Der 
Bebauungsplan wird deshalb als selbstständiger Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 
Satz 2 BauGB aufgestellt. 
 
Ein Landschaftsplan existiert für das Gemeindegebiet Jahrsdorf nicht. 
 
Die Gemeinde verfügt über eine Innenbereichs- und Ergänzungssatzung aus dem Jahr 
2005. Diese Satzung setzt u.a. auch zwei Baufelder in Ortslage fest. Für das Baufeld 
1 ist die Errichtung von max. vier Wohneinheiten vorgesehen, für das Baufeld 2 ist der 
Nutzungszweck mit Reithalle / Stallungen festgesetzt. Die Errichtung von 
Wohneinheiten ist im Baufeld 2 in Teilen bereits umgesetzt. Weitere Kapazitäten für 
allgemeine Wohnzwecke bestehen in Ortslage nicht. 
Ein Widerspruch der vorgelegten Bauleitplanung zur Innenbereichs- und 
Ergänzungssatzung der Gemeinde und zur bestehenden gemeindlichen Planung wird 
nicht erkannt. 
 
 
1.2.3. Schutzverordnungen und -gebiete 
 
Das Plangebiet liegt außerhalb des landesweiten Biotopverbundsystems und 
außerhalb eines Naturschutz-, Landschafts-, FFH-, Helcom-, Biosphären- oder 
Ramsargebietes (vgl. Abb. 3).  
 
Naturdenkmäler (§ 28 BNatSchG / § 17 LNatSchG) sind für das Plangebiet nicht 
bekannt. 
 
Das Plangebiet liegt weit außerhalb eines Landschafts- oder Naturschutz- und FFH- 
bzw. Natura 2000-Gebietes (>1,8 km zum FFH-Gebiet Nr. 1923-302 „Reher Kratt“). 
Eine Relevanz der vorgelegten Planung für die Naturschutzgebietskulisse wird damit 
ausgeschlossen.  
 
Im Plangebiet befinden sich mit Wallhecken / Knicks gesetzlich geschützte Biotope 
i.S.d. § 30/ 21 BNatSchG / LNatSchG. 
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Biotopverbund: 

 
Schutzgebiete: 

 
 

Abb. 3: Lage des Plangebietes zu Schutzgebieten, zum nächstgelegenen FFH-Gebiet 
Nr. 1923-302 Waldgebiet Reher Kratt, NSG Reher Kratt sowie mit Darstellung der 
Biotopverbundachsen und des Naturparkes Aukrug 
 
 
 
2. Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen 
 
2.1. Bestandsaufnahme (Basisszenario) 
 
2.1.1. Mensch, Gesundheit und Bevölkerung 
 
Da im Rahmen einer Umweltprüfung allein die Auswirkungen relevant sind, die sich 
auf die Gesundheit und das Wohlbefinden des Menschen beziehen, wird eine Analyse 
und Bewertung des Schutzgutes Mensch in Anlehnung an JESSEL & TOBIAS (2002) 
durchgeführt, die sich an folgenden Funktionen orientiert:  

• Wohn- und Wohnumfeldeigenschaften  
• Erholungs- und Freizeiteignung  
• Gesundheit und Wohlbefinden 
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Wohn- und Wohnumfeldeigenschaften 
Die Wohn- und Wohnumfeldeigenschaften sind nach der Ortslage von Jahrsdorf zu 
beurteilen. Diese ist insgesamt ländlich geprägt und bietet keine wesentlichen 
bewertungsrelevanten Merkmale wie z.B. eine Schule oder einen Kindergarten – bzw. 
-tagesstätte, eine eigenständige medizinische Versorgung oder Einkaufmöglichkeiten. 
Entsprechende Versorgungen erfolgen über den zentralen Nachbarort bzw. die 
Nachbarortschaften, so dass Jahrsdorf selbst keine wesentlichen 
Wohnumfeldeigenschaften besitzt. 
 
Erholungs- und Freizeiteignung (naturgebunden) 
Die Ortslage und das Umfeld Jahrsdorf sind ländlich geprägt und grundsätzlich gut zur 
Naherholung geeignet. Für das Plangebiet selbst, mit der intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung und fehlenden Rad- oder Fußwegen, muss die 
Erholungs- und Freizeiteignung allerdings als gering bis fehlend eingestuft werden. 
Das Gebiet ist nicht Bestandteil eines Wander- oder Radwegnetzes und nicht in ein 
Erholungskonzept eingebunden. Die Erholungs- und Freizeiteignung des Gebietes 
wird deshalb als mäßig bewertet.  
 
Gesundheit und Wohlbefinden 
Negative Einflüsse auf die Gesundheit und das Wohlbefinden, durch Luftschadstoffe, 
Lärm, Gerüche oder Erschütterungen sind für das Plangebiet nicht relevant. 
Durchschnittliche Beeinträchtigungen entstehen allenfalls durch Luftschadstoffe, 
Gerüche und Lärm z.B. durch landwirtschaftliche Betriebe und durch den 
Verkehrsbetrieb auf den umliegenden Straßen. An der Dorfstraße 22 und gegenüber 
dem Planungsgebiet befindet sich ferner eine Kfz-Werkstatt (vgl. Abb. 4 
Bestandsskizze). Diese nutzt allerdings nur die zur Hauptstraße rückwärtig gelegenen 
Gebäudeteile und ist durch ein zu Wohnzwecken genutztes Gebäude abgeschirmt. 
Zum Bauleitplanverfahren wurde eine schalltechnische Untersuchung für die 
Wohngebietsausweisung erstellt, welche Konflikte durch benachbarte 
Gewerbebetriebe auf das Plangebiet aufzeigt und deutlich macht, dass im 
Tagzeitraum eine Einhaltung der Immissionsrichtwerte der TA-Lärm für allgemeine 
Wohngebiete sicher gegeben ist. Für den Nachtzeitraum wird für das nördlichste 
Plangrundstück durch die nächtliche Lkw-Fahrt eine Überschreitung der 
Immissionsrichtwerte (Beurteilungspegel sowie für kurzzeitige Geräuschspitzen) für 
allgemeine Wohngebiete ermittelt. Schallschutz ist im Rahmen der Konfliktbewältigung 
im weiteren Planungsprozess zu erwägen (vgl. LÄRMKONTOR 2025). 
 
Zusammenfassend wird das Schutzgut für das Plangebiet mit einer geringen 
Vorbelastung und mit einer geringen bis höchstens mittleren Bedeutung und Wertigkeit 
eingestuft.  
 
 
2.1.2. Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
 
Der Biotopbestand des Plangebietes wurde anhand von Daten aus der landesweiten 
Biotopkartierung (LLUR 2015-2022) und einer aktuellen Biotoptypenkartierung gemäß 
Kartieranleitung und Biotoptypenschlüssel des Landes (LfU 2024) erfasst. Der 
Biotoptypenbestand ist in einer Bestandskizze (vgl. Abb. 4) dargestellt. 
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In der folgenden Tabelle sind die erfassten Biotoptypen aufgelistet. Angegeben wird 
der entsprechende Biotopcode gemäß Kartieranleitung Schleswig-Holstein (LfU 2024) 
und ggf. der gesetzliche Schutzstatus gemäß § 30 BNatSchG i.V.m. bzw. § 21 
LNatSchG SH. In der vorletzten Spalte wurde die Bedeutung bzw. Bewertung (2-stufig: 
allgemeine oder besondere Bedeutung) der Biotoptypen gemäß Runderlass 
„Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht“ - Runderlass 
des Innenministeriums und des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume (MELUR & MI 2014) eingetragen. In der letzten Spalte 
erfolgt ggf. eine Einstufung des Biotoptyps als Flora-Fauna-Habitat-Lebensraumtyp 
(FFH-LRT) gemäß der europäischen FFH-Richtlinie. Die räumliche Verbreitung der 
Biotoptypen kann der Bestandsskizze (vgl. Abb. 4) entnommen werden.  
 
Tab. 1: Biotop- und Strukturtypen im Plangebiet (vgl. Bestandsskizze, Ab. 4) 

Biotoptyp Biotopcode 
§-
Schutz 
 

Bedeutung /  
Bewertung*) 

FFH-
LRT**) 

BEBAUUNG UND ANTHROPOGENE STRUKTUREN 

Siedlungsflächen, Einzel-, 
Doppel- und 
Reihenhausbebauung 

SBe  Allgemeine 
 

Straße vollversiegelt SVs  Allgemeine  

GRÜNLAND UND ACKER 

Artenarmes bis mäßig 
artenreiches Wirtschafts-
grünland 

GYy  Allgemeine 
 

GEWÄSSER UND RÖHRICHTE 

Graben FGy  Allgemeine  

WÄLDER UND GEHÖLZE 

Typischer Knick HWy § Besondere  

*) gemäß Runderlass: „Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht“ - 
Runderlass des Innenministeriums und des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume vom 09.12.2013 

**) Lebensraumtypen gemäß der europäischen Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (FFH-RL), Angabe der 
FFH-LRT Codenummer    
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Abb. 4: Bestandsskizze zu den Biotoptypen des Plangebietes und angrenzenden 
Bereichen (SBe = Siedlungsflächen, SVs = Straßen, GYy = Mäßig artenreiches Grünland, FGy = 
Graben, HWy = Typischer Knick §) 
 

Kurzbeschreibung und Bewertung der Biotoptypen 
Das Plangebiet ist durch die zentral gelegene landwirtschaftliche Nutzflächen geprägt, 
die aktuell als Mäh- oder Mähweide intensiv genutzt wird und dem mäßig artenreichen 
Wirtschaftsgrünland (GYy) zuzuordnen ist. Der Grünlandtyp wird durch häufige 
Grünlandarten wie Wiesen-Rispengras (Poa pratensis), Knaulgras (Dactylis 
glomerata), Honiggras (Holcus lanatus) und Wiesen-Schwingel (Festuca pratensis) 
geprägt. Vereinzelt treten auch Kräuter wie Wegerich (Plantago lanceolata), 
Hahnenfuß (Ranunculus repens), Hornkraut (Cerastium holosteoides) und Ampfer 
(Rumex obtusifolius) auf.  
 
Mäßig artenreiches Wirtschaftsgrünland ist durch eine geringe Habitat- und 
Artenvielfalt geprägt und von nur geringer Bedeutung für den Natur- und Artenschutz 
und kaum ein geeigneter Lebensraum für besonders oder streng geschützte Arten 
(Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie und europäische Vogelarten). Auch eine 
relevante Teilnutzung der Grünländer beispielsweise als bedeutendes 
Nahrungshabitat für Insekten, Vögel, Kleinsäuger oder Fledermäuse ist 
unwahrscheinlich und dann von nur untergeordneter Bedeutung.  
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Abb. 5: Zentrale Baufläche mit mäßig artenreichen Grünland (GYy) (Blickrichtung NW, 
Aufnahme vom 20.02.2025) 
 
Das Plangebiet wird von einem typischen Knick (HWy) an der westlichen und 
südlichen Plangebietgrenze begrenzt. Der Knick an der Hauptstraße stockt auf einem 
stabilen Erdwall, der im südlichen Bereich und an der Straße „Am Hälln“ flach zu einer 
etwas breiteren Feldhecke ausläuft. Die Strauchschicht ist dicht, teils auch etwas 
lückig entwickelt und wird insbesondere von Hasel (Corylus avellana), Brombeere 
(Rubus fruticosus), Hainbuche (Carpinus betus), Rotbuche (Fagus sylvatica) und Stiel-
Eiche (Quercus robur) gebildet. In dem Knickabschnit an der Hauptstraße lassen sich 
insgesamt zwei Überhälter finden, die von Eiche (Quercus robur, BHD = 0,4 m) und 
Hain-Buche (Carpinus betulus, BHD = 0,6 m) gebildet werden. An der Straße „Am 
Hälln“ steht im Bereich des Knicks eine mächtige Eiche (Quercus robur, BHD 0,6 m). 
Alle drei Laubbäume weisen eine hohe Vitalität auf. Ast- oder Stammhöhlen sind nicht 
zu beobachten oder nur sehr klein und von geringer Tiefe. Die Eichen weisen leichte 
und nur flach verlaufende Stammrisse auf. Die Überhälter sind somit für 
Gehölzhöhlenbrüter kaum geeignet, Fledermäuse können in den Höhlen und 
Stammrissen (nur in Eiche) allerdings Tagesquartiere finden, als 
Überwinterungsquartiere sind die Laubbäume allerdings nicht geignet. Ein Eingriff in 
die Überhälter ist nicht vorgesehen, diese bleiben bei Planrealsierung umfänglich 
erhalten. 
 
Neben der großen Bedeutung der Knicks und Feldhecken für Klima- und Bodenschutz 
(Deflation), Landschaftsbild (Gliederung der Siedlungsräume) und dem Biotopverbund 
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(Leitlinie für Vögel und Fledermäuse, Ausbreitungskorridor), kommt ihnen auch eine 
besondere Bedeutung als Lebensraum (Brut-, Rast- und Nahrungsbiotop) für 
zahlreiche Vogelarten (Gehölzfrei- und Gehölzhöhlenbrüter) zu. Ältere, höhlenreiche 
Überhälter der Knicks können auch Tagesverstecke für zahlreiche Fledermausarten 
sein. Aus dargelegten Gründen sind Knicks durch die Schutzbestimmungen des § 30 
BNatSchG und § 21 LNatSchG SH (§ 30 BNatSchG i.V.m. BiotoV SH Nr.10) gesetzlich 
geschützt. Den Knicks des Plangebietes kommt somit eine besondere Bedeutung für 
den Natur-, Biotop- und Artenschutz zu.  
Ein Eingriff in das Knicksystem des Gebietes ist durch die erforderlichen 
Knickrodungen zur Anlage von Grundstückszufahrten unausweichlich. Insgesamt 
werden zwei Zufahrten mit einer Breite von 10 m und 5 m erstellt, so dass insgesamt 
15 m Knick gerodet werden müssen.  
 

 
Abb. 6: Typischer Knick (HWy) und Graben (FGy) an der Hauptstraße (Blickrichtung 
Norden, Aufnahm vom 20.02.2025) 
 
An der Dorfstraße verläuft zwischen dem Knick und der Straße ein Graben (FGy), der 
vornehmlich der Entwässerung und Aufnahme des Oberflächenwassers der Straße 
dient. Der Graben führte im April/ und Mai 2025 kein Wasser, eine graben- oder 
fließgewässertypische Vegetation ist nicht entwickelt. Eine entsprechende 
gewässertypische Flora oder Fauna wie Röhrichte, Laichkräuter oder Amphibien und 
Wasserinsekten sind somit ebenfalls nicht zu beobachten und angesichts der 
Standortsbedingungen auch nicht zu erwarten.  
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Der Straßengraben erfüllt eine rein technische Funktion eine besondere Bedeutung für 
den Arten- oder Naturschutz besitzt er nicht. 
 
Das Plangebiet grenzt im Westen, Norden und Süden an Siedlungsstrukturen (SBe) 
an. Dabei handelt es sich überwiegend um Einfamilienhäuser sowie um ein 
ehemaliges landwirtschaftliches Gebäude, das aktuell aber auch in Teilen zu 
Wohnzwecken genutzt wird. Die rückwärtigen Gebäudebereiche dienen als Kfz-
Werkstatt (vgl. Bestandsskizze, Abb. 4).  
 
Die intensiv genutzten Siedlungsflächen haben kaum eine nennenswerte oder nur 
geringe Bedeutung für den Arten- und Landschaftsschutz. Ein Eingriff in die 
Siedlungsstrukturen ist derzeit nicht vorgesehen. 
 
Insgesamt sind das Plangebiet und der unmittelbare Eingriffsbereich durch einen 
weniger wertvollen und für den Natur- und Artenschutz von nur untergeordneter 
Bedeutung eingestuften Lebensraum eingenommen. Die randlich vorhandenen Knicks 
sind gesetzlich geschützt und von besonderer Bedeutung für den Landschafts-, Natur- 
und Artenschutz.  
Hinsichtlich des geplanten Vorhabens erfordern die Knicks aufgrund erforderlicher 
Knickrodungen und Einwirkungen der künftigen Nutzung eine besondere 
Berücksichtigung in der weiteren Umweltprüfung.     
 
 
2.1.3. Boden 
 
Das Gemeindegebiet liegt im schleswig-holsteinischen Subsystem „Hohe Geest“ bzw. 
in der „Heider-Itzehoer-Geest“ STEWIG 1982. Bodenbildendes Ausgangsmaterial der 
seichten Moränenlandschaft sind Geschiebelehm, teils auch Sand über 
Schmelzwassersanden, die unter einer nutzungsbedingten Mutterbodenschicht von 
0,4 – 0,6 m Mächtigkeit liegen (GSB 2025). Aus den Bodenarten sind dann im Zuge 
der nacheiszeitlichen Bodenbildung überwiegend Braunerden (Podsol-Brauerden) und 
im Plangebiet Gley-Podsole (Bodenkarte SH 1:25.000) entstanden.  
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Abb. 7: Ausschnitt aus der Bodenkarte (1:25.00.) Plangebiet mit Gley-Podsol 
 
Gley-Podsole sind Böden, die unter Grundwassereinfluss stehen. Sie sind zugleich 
sauer, vergleichsweise nährstoffarm und in ihnen wurde Humus und Eisen 
ausgewaschen. Dadurch hat sich in tieferen Bodenhorizonten ein Bleich- und 
Anreicherungshorizont gebildet. 
Im Betrachtungsraum befinden sich keine seltenen oder schützenswerten Bodentypen 
(LLUR 2012, Böden Schleswig-Holsteins).  
Durch die vorherrschenden Bodenarten Sand und lehmiger Sand ergibt sich eine nur 
geringe bis sehr geringe Wasser- und Nährstoffkapazität der Böden. Das 
Wasserrückhaltevermögen (FKWe) wird mit besonders gering angegeben. In Folge 
der Wasserzügigkeit ergibt sich eine hohe Nitratauswaschungsgefährdung (NAG) der 
Böden, die insbesondere bei einer düngeintensiven landwirtschaftlichen Nutzung zu 
einer Belastung des Grundwassers führen kann. Auf Grund ihres natürlichen 
Nährstoffpotentials sind die Böden zur landwirtschaftlichen und insbesondere 
ackerbaulichen Nutzung mäßig geeignet und es sind regelmäßige Düngemittelgaben 
erforderlich.  
 
Bodenverunreinigungen sind im Plangebiet derzeit nicht bekannt (Kreis RD-Eck, 
Stand: 06/2025), aufgrund der landjährigen landwirtschaftlichen Nutzung werden diese 
auch weitgehend ausgeschlossen. 
 
Bei einer Bewertung des Bodens werden vorrangig die Bodenfunktionen wie: 
 



Gemeinde Jahrsdorf  

Bebauungsplan Nr. 1 „Wohnbebauung östl. Dorfstraße / nördl. Am Hälln“ 

__________________________________________________________________________________________ 

___________________________________________________________________________ 
B.i.A. - Biologen im Arbeitsverbund                                                                   Seite 19 von 52 
 

• Lebensraum für natürliche Pflanzen, 
• Bestandteil des Wasserhaushaltes wie Wasserrückhaltevermögen und 
• Sickerwasserrate 
• Bestandteil des Nährstoffhaushaltes 
• Filter für sorbierbare Stoffe, 
• Standort für die Landwirtschaft 

 
bewertet. Mit Hilfe dieser Bewertungskriterien kann die bodenfunktionale 
Gesamtleistung angegeben werden. Die Angabe erfolgt in einer fünfstufigen Skala von 
sehr gering (1), gering (2), mittel (3), hoch (4) bis sehr hoch (5). Für das Plangebiet 
wird die bodenfunktionale Gesamtleistung mit einer mittleren Bedeutung bewertet 
(LLUR 2018). 
 

 

 
Abb. 8: Bodenfunktionale Gesamtleistung (LLUR 2018) 
 
Insgesamt ergibt sich eine mittlere Gesamtbewertung für die Bodenfunktionen des 
Plangebietes. Die Empfindlichkeit gegenüber dem Planvorhaben bezüglich der 
Bodenfunktionen wird als mäßig beurteilt. 
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2.1.4. Wasser  
 
Fließgewässer 
Fließgewässer sind in Form eines Straßengrabens im Plangebiet vorhanden. Im 
Frühjahr 2025 führte der Straßengraben kein Wasser. Im Rahmen der Planrealisierung 
wird in den Graben durch kleiflächige Nachprofilierung und Teilverrohrung im Bereich 
der Grundstückszufahrten eingegriffen. 
 
Stehende Oberflächengewässer 
Im Plangebiet befinden sich keine stehenden Oberflächengewässer. 
 
Grundwasser 
Durch den permanenten Grundwassereinfluss - der Gleyböden entstehen lässt - ist im 
Plangebiet mit relativ hohen Grundwasserständen zu rechnen und so kann das 
Grundwasser im Plangebiet zeitweilig oberhalb 80 cm unter Flur anstehen 
(UMWELTATLAS SH, Abfrage 29.07.2025). Gemäß Starkregenkarte besteht auf der 
Fläche allerdings kein besonderes Gefährdungspotenzial.  
 
Das Gebiet besitzt durch eine geringe Wasserzügigkeit eine bedingte Sensibilität für 
Grundwasserverschmutzungen und eine geringe Bedeutung für die 
Grundwasserneubildung sowie für die Versickerungsfähigkeit von Oberflächenwasser, 
welches nutzbare Grundwasserleiter speist (Hydrogeologische Übersichtskarte S-H, 
1986). Nach HÖLTING (1996) dürfte die Grundwasserneubildungsrate für das 
Plangebiet bei etwa 200 mm/a liegen und ist damit als mäßig günstig einzustufen.  
 
Der Bereich des Plangeltungsgebietes gehört erwartungsgemäß zu einem Gebiet mit 
gefährdetem Grundwasserkörper und ist sensibel gegenüber Beeinträchtigungen der 
Grundwasserneubildung und -verschmutzung. Diese Eigenschaften sind im Rahmen 
der Umweltprüfung und der Eingriffsbeurteilung besonders zu berücksichtigen. 
 
 
2.1.5. Klima und Luft 
Allgemein gilt das Klima in Schleswig-Holstein als feucht-temperiert, gemäßigt und 
windreich. Dies gilt grundsätzlich auch für das Gemeindegebiet von Jahrsdorf. Dabei 
liegen die Jahresniederschlagssummen mit rund 550 mm im Landesvergleich relativ 
niedrig. Starkregenereignisse liegen für das Bearbeitungsgebiet normal verteilt vor, 
besonders regenreich ist der Monat Juli mit rund 55 mm, der regenärmste Monat mit 
durchschnittlich 29 mm ist der April. In Jahrsdorf herrschen West- und Südwestwinde 
vor, die eine mittlere Stärke von rund 4 m/sec aufweisen. Die Luftqualität ist für das 
gesamte Gemeindegebiet als unbelastet zu bezeichnen. Die Jahresmitteltemperatur 
liegt bei 4°C, der wärmste Monat ist, mit durchschnittlich 19,7°C, der Juli und der 
kälteste Monat der Januar mit einem Langjahresmittel von 1,2°C. 
 
Das Plangebiet weist keine Flächen auf, die für die Kaltluftentstehung und/oder 
Kaltluftaustauschfunktion von besonderer Relevanz sind. Allgemeine Informationen 
zur Situation der Luftqualität in der Region liefert die Luftmessstation zur 
lufthygienischen Überwachung des Landes Schleswig-Holstein (Messstation 
Eggebek). Dort konnte ermittelt werden, dass die Grundbelastung mit Luftschadstoffen 
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wie Stickstoffdioxid, Schwefeldioxid und Benzol relativ gering ist und die Grenzwerte 
dieser Komponenten im Jahresverlauf sicher eingehalten werden. Ebenso werden die 
Messwerte für Feinstaub (PM 10 und PM 2,5) und Ozon in den Regionen um Jahrsdorf 
als unbedenklich eingestuft.  
 
Insgesamt ergibt sich für das Schutzgut eine landestypische Klimasituation und eine 
unbedenkliche Grundbelastung der Luft. 
 
 
2.1.6. Landschaft und Landschaftsbild 
 
Das Plangebiet liegt im Naturraum „Hohe Geest“, entsprechend ist die Landschaft 
durch ein seichtes, welliges bis flaches Relief ausgezeichnet. Die naturraumtypische 
Geländeform ist von allen Standpunkten des Plangebietes aus gut wahrnehmbar und 
gibt dem Betrachtungsraum einen deutlichen Naturraumbezug. Für das 
Landschaftsbild wesentlich ist neben der landwirtschaftlichen Nutzung des Gebietes 
auch die Wohnnutzung mit den entsprechenden Gebäuden an der Hauptstraße. Zur 
Gliederung der Landschaft tragen die Knickstrukturen des Gebietes bei und so führt 
der östlich der Hauptstraße verlaufende Knick zu einer weitgehenden 
Sichtverschattung des Plangebietes. 
Das Landschaftserleben und die Naherholungsfunktion im Plangebiet und seinem 
weiteren Umfeld sind durch das Fehlen von nennenswerter Infrastruktur, wie Rad- und 
Wander- oder Spazierwegen von nur untergeordneter Bedeutung. Das Plangebiet ist 
somit trotz der Naturraumspezifität nur eingeschränkt erleb- und wahrnehmbar.  
 
Die Bedeutung des Orts- und Landschaftsbildes des Plangebietes wird in Anlehnung 
an JESSEL & TOBIAS (2002) unter Berücksichtigung der Reliefenergie und der 
Nutzung insgesamt als gering bis mittel (Stufe 2 - 3) eingestuft (5-stufige Skala: sehr 
gering=1 bis sehr hoch=5) und muss aus dargelegten Gründen als vergleichsweise 
unempfindlich gegenüber Veränderungen und Eingriffen beurteilt werden. 
 
 
2.1.7. Kulturgüter, kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
 
Die östlichen Plangebietsbereiche liegen innerhalb eines archäologischen 
Interessengebietes (vgl. Abb. 8). In diesen Bereichen könnte mit archäologischen 
Funden zu rechnen sein. Die Teilbereiche sind hinsichtlich archäologischer 
Fundvorkommen somit sensibel. Im weiteren Verfahren und im Rahmen der 
Bodeneingriffe sind die möglichen Vorkommen zu berücksichtigen. Im Vorfeld der 
Planung wird dazu die Obere Denkmalschutzbehörde informiert und das weitere 
Vorgehen abgestimmt. 
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  Archäologische Interessengebiete 
Abb. 9: Archäologische Interessengebiete im Plangeltungsbereich und Umfeld 
(aus: archäologischer Atlas Schleswig-Holstein, Abfrage vom 13.06.2025 unter:  https://danord.gdi-
sh.de/viewer/resources/apps/ArchaeologieSH/index.html?lang=de) 

 
 
2.1.8. Fläche 
 
Die rund 0,5 ha große Fläche des Plangebietes ist der freien Landschaft zuzurechnen. 
Die Bereiche sind unbebaut und unversiegelt. Der Betrachtungsraum ist nicht Teil 
eines unzerschnittenen, verkehrsarmen Raumes von über 100 Quadratkilometern 
(BfN 2017). Eine Bedeutung des Betrachtungsraumes zum Erhalt für unzerschnittene 
Freiräume bzw. eine hohe Sensibilität der Flächen ist nicht gegeben.  
Angesichts des geringen Flächenumfanges wird keine besondere Sensibilität 
gegenüber dem Schutzgut erkannt. 
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2.1.9. Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 
 
Die betrachteten Schutzgüter können sich gegenseitig in unterschiedlichem Maße 
beeinflussen. Beispielsweise wird durch den Verlust von Freiflächen auch der Anteil 
an Vegetationsflächen reduziert, wodurch indirekt das Kleinklima beeinflusst werden 
kann. Die Versiegelung von Böden wirkt sich hinsichtlich möglicher 
Beeinträchtigungen zum einen auf den Boden als Lebensraum für Bodenorganismen 
und andererseits auf das Schutzgut Fläche und beispielsweise auch auf das Schutzgut 
Wasser durch eine geringere Grundwasserneubildung aus.  
Eine Verstärkung der erheblichen Umweltauswirkungen durch sich negativ 
summierende Wechselwirkungen wird im vorliegenden Fall gegenwärtig nicht in 
wesentlichem Umfang erwartet, da für kein Schutzgut in der Einzelanalyse eine bereits 
hohe Belastung durch das Planvorhaben prognostiziert wird (vgl. Kapitel 
2.2.2.Prognose bei Durchführung der Planung). Die Beurteilung der Intensität der 
Wechselwirkungen soll aufbauend auf die Bewertung zu den einzelnen Schutzgütern 
erfolgen (vgl. dazu Kapitel 2.2.2.9. Wechselwirkungen). 
 
 
2.2. Prognose zur Entwicklung des Umweltzustandes 
 
 
2.2.1. Prognose bei Nichtdurchführung der Planung 
  
Durch Aufstellung des Bebauungsplanes wird auf einer Flächengröße von rund 0,5 ha 
eine Nutzungsveränderung bauleitplanerisch vorbereitet. Dabei wird eine 
landwirtschaftlich genutzte Fläche in eine Wohnbaufläche überführt. Bei 
Nichtdurchführung unterbleibt die erneute Flächenversiegelung mit den negativen 
Auswirkungen auf den Lebensraum des Oberbodens, auf die Grundwasserneubildung 
und auf das lokale Kleinklima. Es unterbleiben auch die Veränderungen des 
Landschaftsbildes und die direkte Beeinflussung der Fauna, Flora und biologischen 
Vielfalt. 
Das Plangebiet würde bei Nichtdurchführung der Planung als landwirtschaftliche 
Fläche erhalten bleiben und zur Versorgung der Bevölkerung mit landwirtschaftlichen 
Produkten beitragen. Erhalten bleiben auch die negativen Auswirkungen auf die 
Schutzgüter, insbesondere die Wirkung von Düngergaben auf das Grundwasser 
(Nitratauswaschung). 
 
 
2.2.2. Prognose bei Durchführung der Planung 
 
Im Folgenden erfolgt für jedes Schutzgut eine Prognose der Umweltauswirkungen bei 
Realisierung der Nutzungsänderung. Die Umweltprüfung wird dabei gemäß § 2 Abs. 4 
(1) durchgeführt. Im Rahmen der Prognose werden bau-, anlagen- und betriebs- bzw. 
nutzungsbedingte Wirkungen unterschieden. Die folgenden Wirkfaktoren werden 
berücksichtigt: 
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Tab. 2: Bau-, anlagen- und betriebsbedingte Wirkfaktoren  
Wirkfaktor 
 

Ort der Einwirkung Größenordnung 

Baubedingte, temporäre Wirkfaktoren 
Flächeninanspruchnahme 
durch Baubetrieb 

Baugebiet und 
Erschließungsstraßen 

ca. 0,5 ha 

Bodenverdichtung 
Baugebiet, Bauflächen und 
Erschließungsstraßen 

ca. 0,5 ha 

Emissionen durch 
Baustellenbetrieb (Lärm, Staub, 
Abgase, erhöhter Bauverkehr) 

Gesamtes Baugebiet und 
Zufahrten 

Plangebiet und angrenzende 
Bereiche, ca. 3 ha 

Unfälle (z.B. Leckagen an 
Baufahrzeugen) 

Bauflächen  Allgemeiner Baustellenbetrieb 

Anlagenbedingte, dauerhafte Wirkfaktoren 
Flächeninanspruchnahme 
durch Baukörper, Stellflächen, 
Nebenanlagen (Versiegelung) 

Baufläche ca. 0,16 ha 

Bodenauf- und abtrag und 
Bodenverdichtung 

Bau- und Verkehrsfläche ca. 0,16 ha 

Reduzierung der 
Grundwasserspeisung 

Bau- und Verkehrsfläche ca. 0,16 ha 

Erhöhung Oberflächenabfluss Bau- und Verkehrsfläche ca. 0,16 ha 

Errichtung von Gebäuden   Bauflächen und Firsthöhen 
ca. 1 ha und visuelle Wirkung 
auf das Umfeld, im Bereich der 
Sichtbeziehungen 

Erhöhte Verdunstungsraten Bau- und Verkehrsflächen ca. 0,16 ha 
Betriebsbedingte, dauerhafte Wirkfaktoren (Nutzungsauswirkungen) 
Schallemissionen durch 
Nutzung 

Wohngebiet und Anfahrten Im Rahmen der Nutzung 

Geruchs- oder 
Schadstoffbelastungen  

Wohngebiet  Im Rahmen der Nutzung 

Verbrauch von Wasser und 
Energie 

Wohngebiet  Im Rahmen der Nutzung 

Aufkommen von Abfall und 
Abwasser 

Wohngebiet  Im Rahmen der Nutzung 

Allgemeine Bewegungsunruhe  
Wohngebiet und Umgebung, 
Zufahrten 

Im Rahmen der Nutzung 

Emissionen durch Zunahme 
des Straßenverkehrs 

Wohngebiet und Zufahrten Im Rahmen der Nutzung 

 
Die Wirkfaktoren sollen im Rahmen der Prognose schutzgutbezogen beschrieben und 
bewertet werden. Dabei müssen die möglichen Auswirkungen - soweit möglich - 
hinsichtlich direkter, indirekter, sekundärer, kurz-, mittel- und langfristiger sowie 
ständiger Wirkungen differenziert werden. Ferner werden positive und negative 
Auswirkungen aufgeführt, gegeneinander abgewogen und zu einer Gesamtbewertung 
zusammengeführt.  
Die Beurteilung der Umweltauswirkungen bei Durchführung der Planung erfolgt verbal, 
argumentativ. Dabei werden vier Stufen unterschieden: keine, geringe, mittlere und 
erhebliche (vgl. auch RASSMUS, HERDEN, JENSEN, RECK & SCHÖPS 2003 und 
KAISER 2013).   
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2.2.2.1. Mensch, Gesundheit und Bevölkerung 
 
Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes ergibt sich während der Bauphase durch 
Emissionen des Baustellenbetriebes, wie z.B. Baulärm, Staubentwicklung bei 
Bauarbeiten, Abgase durch Baufahrzeuge und erhöhten Bauverkehr. Das Baugebiet 
liegt unmittelbar an der Hauptstraße mit der westlich angrenzenden Wohnbebauung. 
Damit ist eine Beeinträchtigung der bestehenden Wohnnutzung durch die 
Bautätigkeiten gegeben. Für die Erschließungsarbeiten und die damit verbundenen 
Bautätigkeiten wird ein Zeitraum von max. sechs Monaten veranschlagt. Unter 
Berücksichtigung des geringen Flächenumfanges des Eingriffsbereiches und der 
temporären Gestalt der Bautätigkeiten, die sich zu dem im Rahmen der gesetzlichen 
Vorgaben (z.B. TA-Lärm und Luft) bewegen muss, werden die baubedingten 
Beeinträchtigungen einer mittleren Intensität zugeordnet.  
 
Anlagenbedingt ergibt sich auf das Schutzgut eine Wirkung durch die visuelle 
Veränderung des Plangebietes und der damit einhergehenden Wirkung auf das 
Landschafts- und Ortsbild und auf die Erholungseignung. So werden auf einer derzeit 
intensiv genutzten und einfach strukturierten landwirtschaftlichen Fläche, Baukörper in 
Form von Wohnhäusern, Stellflächen und Zuwegungen errichtet und der visuelle 
Eindruck des Landschaftsbildes wird nachhaltig und grundlegend verändert. Unter 
Berücksichtigung der durch den vorhandenen Knick nur eingeschränkten 
Blickbeziehungen auf das Gebiet und dessen geringen Bedeutung für die Naherholung 
durch eine fehlende Erschließung mittels Wander- oder -Spazierwegen, wird die 
Auswirkung auf das Schutzgut mit einer geringen Intensität bewertet. Dabei wird auch 
berücksichtigt, dass eine unmittelbare Lage zur bestehenden Bebauung entsteht und 
sich dadurch ein Anschluss und eine Einbindung in das vorhandene Orts- und 
Landschaftsbild ergibt.  
 
Betriebsbedingt wird durch eine Zunahme des Verkehrs, durch An- und Abfahrten zum 
neuen Wohngebiet, mit einer erhöhten Belastung der angrenzenden Verkehrswege 
und Wohngebiete gerechnet. Damit verbunden ist eine Zunahme der Luftschadstoffe 
und insbesondere der Lärmimmissionen. Betroffen sind die Anwohner an der 
Dorfstraße. Zu berücksichtigen ist dabei, dass im Rahmen der Planung nur insgesamt 
vier Grundstücke entstehen mit je maximal zwei Wohneinheiten. Die Zunahme des 
Verkehrs durch An- und Abfahrten erfolgt somit in einem sehr überschaubaren und 
weitgehend kaum bemerkbaren Rahmen. 
Die betriebsbedingten Beeinträchtigung werden aus dargelegten Gründen mit einer 
geringen Intensität beurteilt. 
 
Zusammenfassend ergibt sich für das Schutzgut eine geringe bis höchstens mittlere 
Beeinträchtigung durch das Planvorhaben. 
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2.2.2.2 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
 
Baubedingt kommt es zu einem irreversiblen und nicht vermeidbaren Flächenverlust 
von Biotopstrukturen durch Überbauung. Direkt betroffen sind die folgenden 
Biotoptypen: 

• Mäßig artenreiches Wirtschaftsgrünland (GYy und GYf) und 
• Typischer Knick (HWy).  
 

Abgesehen von dem Knick, handelt es sich bei dem flächenmäßig überwiegend 
betroffenen Wirtschaftsgrünland um ein in Schleswig-Holstein allgemein verbreiteten 
und häufigen Biotoptyp, der mit einer allgemeinen Bedeutung*)1 für den Naturschutz 
bewertet wird. Das Vorkommen von seltenen oder geschützten Arten kann 
ausgeschlossen werden. Der Eingriff in die Biotopstruktur kann somit einer nur 
geringen Erheblichkeit zugeordnet werden.  
Vom Vorhaben ist der Knick an der „Dorfstraße“ / „Am Hälln“ durch Knickrodungen und 
Entwidmungen betroffen. So ist für die Schaffung der Grundstückszufahrten ist eine 
Knickrodung von insgesamt 15 m erforderlich (vgl. Planurkunde BPL). Der Knick an 
den Straße bleibt ansonsten erhalten (Festsetzung). Angesichts seiner zukünftigen 
Lage auf privatem Grund - und den damit verbundenen Beeinträchtigungen und 
gärtnerischen Überformungen – soll er aber aus dem gesetzlichen Schutz entlassen 
und entwidmet werden. Von der Entwidmung ist eine Knicklänge von insgesamt 125 
m betroffen. Der Eingriff in das Knicksystem und die Entwidmung werden mit einer 
hohen Erheblichkeit beurteilt und sind nur bei Durchführung von 
Kompensationsmaßnahmen vertretbar. Der Kompensationsumfang für Knickrodung 
und -entwidmung erfolgt gemäß dem gemeinsamen Runderlass des 
Innenministeriums und des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume (MLUR & IM 2014) (vgl. Kapitel 2.3.3. Eingriffs- und 
Ausgleichsbilanzierung, Kompensationsmaßnahmen).  
 
Da im Plangebiet grundsätzlich Brutvorkommen insbesondere von Vogelarten des 
Offenlandes und Gehölzbrüter nicht auszuschließen sind, würde es bei der 
Baufeldräumung und Knickrodung ggf. zur Tötung von Individuen kommen. Deshalb 
sind vorsorgliche Bauzeitenregelungen oder eine biologische Baubegleitung 
erforderlich (vgl. auch Kapitel 2.2.2.1. Besonderer Artenschutz und Kapitel 2.3.1. 
Vermeidungsmaßnahmen).  
 
Anlagenbedingte Beeinträchtigungen des Schutzgutes werden nicht erkannt.  
 
Betriebsbedingt wird es in dem Landschaftsausschnitt zu einer allgemein erhöhten 
Beunruhigung und zu einem Flächenverlust kommen. Da für den Plangeltungsbereich 
eher häufige und allgemein verbreitete Zönosen bezeichnend sind, die eine hohe 
Anpassungsfähigkeit besitzen und auf vergleichbare Flächen des Umfeldes 

 
1 (i.S.d. „Hinweise zur Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der verbindlichen 
Bauleitplanung“ und „Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht“ - 
Runderlass des Innenministeriums und des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume vom 09.12.2013) 
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ausweichen können oder sogar im Gebiet verbleiben, wird die Beeinträchtigung mit 
einer nur mittleren Erheblichkeit beurteilt.  
 
Insgesamt sind bei Planrealisierung Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen und 
Bauzeitenregelungen zwingend erforderlich (vgl. Kapitel 2.3.). Bei konsequenter 
Einhaltung und Umsetzung dieser Maßnahmen werden bau-, anlagen- und 
betriebsbedingte Beeinträchtigungen für das Schutzgut mit einer höchstens mittleren 
Intensität beurteilt, erhebliche Beeinträchtigungen werden nicht erkannt. 
 
Die Auswirkungen auf den besonderen Artenschutz i.S.d. § 44 BNatSchG sollen im 
folgenden Kapitel betrachtet werden und sind eine ergänzende Analyse und Prüfung 
zum Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt. 
 
 
2.2.2.2.1. Besonderer Artenschutz (gemäß § 44 BNatSchG) 
 
Bezüglich des Artenschutzes ist der § 44 BNatSchG zu beachten, der in Absatz 1 für 
die besonders geschützten und die streng geschützten Tiere und Pflanzen 
unterschiedliche Zugriffsverbote beinhaltet. So ist es verboten: 
 
1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu 

fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderzeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich 
durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art 
verschlechtert,  

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders 
geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre 
Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu 
beschädigen oder zu zerstören. 

 
Im Hinblick auf den besonderen Artenschutz nach § 44 Abs. 1 BNatSchG sind 
zwingend alle europarechtlich geschützten Arten zu berücksichtigen. Dies sind zum 
einen alle europäischen Vogelarten (Schutz nach VSchRL) und zum anderen alle in 
Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführten Arten. Die lediglich nach nationalem 
Recht besonders geschützten und streng geschützten Arten können dann von der 
artenschutzrechtlichen Prüfung ausgenommen werden, wenn es sich - wie im 
vorliegenden Fall - um ein nach § 15 BNatSchG zulässiges Vorhaben oder ein 
Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG handelt, das nach den 
Vorschriften des Baugesetzbuches zulässig ist (Privilegierung gemäß § 44 Abs. 5 
BNatSchG).  
Des Weiteren können unter den oben definierten europarechtlich geschützten Arten 
alle jene Arten ausgeschieden werden, die im Untersuchungsgebiet aufgrund ihres 
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Verbreitungsmusters oder aufgrund fehlender geeigneter Habitatstrukturen nicht 
vorkommen oder die gegenüber den vorhabensspezifischen Wirkfaktoren als 
unempfindlich gelten.  
Zur Ermittlung von möglichen Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter Tier- und 
Pflanzenarten im Betrachtungsraum wurden folgende Unterlagen ausgewertet bzw. 
folgende Quellen abgefragt: 
 
▪ Aktuelle Abfrage und Auswertung des Artenkatasters (ZAK-Datenbank) des 

Landesamtes für Umwelt (LfU), Stand 04/2025,  

▪ Auswertung der gängigen Werke zur Verbreitung von Tier- und Pflanzenarten in 
Schleswig-Holstein (v. a. KOOP & BERNDT 2014, BORKENHAGEN 2011 und 2014, 
FÖAG 2007 – 2018, HAACKS & PESCHEL 2007, KIECKBUSCH, HÄLTERLEIN & KOOP 

2021, KLINGE & WINKLER 2005, KLINGE 2023, MLUR 2009-2011, MELUR 2012 - 2023, 
STUHR & JÖDICKE 2013, STIFTUNG NATURSCHUTZ 2008, WINKLER et al. 2009, 2011).  

 
Relevanzprüfung 
 
A. Arten des Anhanges IV der FFH-RL 
Unter den Arten des Anhang IV finden sich in Schleswig-Holstein Vertreter folgender 
Artengruppen: 
Farn- und Blütenpflanzen: Kriechende Sellerie, Schierlings-Wasserfenchel, 
Froschkraut 
Säugetiere: 15 Fledermaus-Arten sowie Biber, Fischotter, Hasel- und Birkenmaus und 
Schweinswal 
Reptilien: Europäische Sumpfschildkröte, Schlingnatter, Zauneidechse 
Amphibien: Kammmolch, Knoblauchkröte, Kleiner Wasserfrosch, Kreuzkröte, 
Laubfrosch, Moorfrosch, Rotbauchunke, Wechselkröte 
Fische: Stör, Nordsee-Schnäpel 
Käfer: Eremit, Breitrand, Heldbock, Breitflügeltauchkäfer 
Libellen: Große Moosjungfer, Grüne Mosaikjungfer 
Schmetterlinge: Nachtkerzen-Schwärmer 
Weichtiere: Kleine Flussmuschel, Zierliche Tellerschnecke 
 
Für die große Mehrzahl der aufgeführten Artengruppen kann ein Vorkommen nach 
Auswertung der vorliegenden Unterlagen und aufgrund der gut bekannten 
Standortansprüche und Verbreitungssituation der einzelnen Arten ausgeschlossen 
werden. So ist mit einem Vorkommen von Pflanzenarten des Anhang IV der FFH-
Richtlinie ebenso wenig zu rechnen wie mit einem Vorkommen von an größere 
Gewässer oder Fließgewässer gebundene Arten mit spezifischen Habitatansprüchen 
wie den genannten Fisch-Arten oder der Flussmuschel. Ebenso kann eine Besiedlung 
durch Biber, Fischotter, Birken- oder Haselmaus, und Käfer Eremit, Heldbock und 
Breitflügeltauchkäfer sowie durch die Zierliche Tellerschnecke und durch den 
Nachtkerzen-Schwärmer ausgeschlossen werden, da der Betrachtungsraum nicht im 
Verbreitungsgebiet dieser Arten liegt oder keine geeigneten Habitatstrukturen 
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aufweist. Der Schweinswal ist schließlich auf die küstennahen Gewässer der Nord- 
und Ostsee beschränkt und nicht im Plangebiet zu erwarten. Auch für die 
Artengruppen der Libellen und Amphibien kann ein relevantes Vorkommen 
ausgeschlossen werden, da kein geeignetes Gewässer im Plangebiet und näherem 
Umfeld vorhanden ist bzw. spezifische Habitatansprüche (z.B. nährstoffarme, saure 
Gewässer, Vorhandensein der Krebsschere) nicht vorliegen. 
Im Betrachtungsraum denkbar ist aber das Vorkommen von Fledermäusen. So 
könnten die Knicks mit teils älteren Bäumen (Überhältern) einen relevanten 
Teillebensraum beispielweise als Tagesversteck oder Balzrevier liefern. Wegen der 
geringen Tiefe und Größe der Höhlen ist eine Wochenstubeneignung und ein 
Überwinterungsquartier für die Gehölze des Plangebietes allerdings auszuschließen. 
Da in die Einzelgehölze /Überhälter außerdem nicht eingegriffen wird, kann eine 
Beeinträchtigung der Artengruppe ausgeschlossen werden, sodass eine 
Konfliktanalyse entfällt. 
 
In der folgenden Tabelle ist die Beurteilung und Abwägung zu den Arten des Anhang 
IV der FFH-Richtlinie nochmals zusammenfassend dargestellt. 
 
Tab. 3: Tierartengruppen der FFH-RL und ihre mögliche Betroffenheit i.S.d.  

§ 44 BNatSchG   

Artengruppe / 
Art 

Betroffenheit 
von Arten des 
Anhanges IV der 
FFH-RL  

Anmerkung / Hinweise Zugriffsverbot 
gemäß § 44 BNatSchG 

Farn- und 
Blütenpflanzen: 
(Kriechende Sellerie, 
Schierlings-
Wasserfenchel, 
Froschkraut) 

Nein 
Keine geeigneten Lebensräume;  
Eine Betroffenheit kann sicher ausgeschlossen 
werden. 

Säugetiere 1: 
Biber, Fischotter, 
Hasel- und 
Birkenmaus, 
Schweinswal 

Nein 

Keine geeigneten Lebensräume; 
Es bestehen keine relevanten Säugetiervorkommen 
oder geeignete Habitatstrukturen fehlen im 
Plangebiet bzw. liegen die Vorkommensgebiete der 
Arten außerhalb des Betrachtungsraumes. Eine 
Betroffenheit kann sicher ausgeschlossen werden. 

Säugetiere 2: 
Fledermäuse in SH 
15 Arten Nein 

keine Eingriffe in Überhälter der Knicks, die 
relevante Teillebensräume für Fledermäuse 
bereitstellen. Eine Konfliktanalyse ist nicht 
erforderlich, eine Betroffenheit wird sicher 
ausgeschlossen.  

Reptilien 
Europäische 

Sumpfschildkröte, 
Schlingnatter, 
Zauneidechse 

 
Nein 

Es sind keine potentiellen Reptilien-Lebensräume 
im unmittelbaren Eingriffsbereich vorhanden, das 
Plangebiet befindet sich außerhalb des 
Verbreitungsgebietes einiger Arten. Eine 
Betroffenheit kann sicher ausgeschlossen werden. 

Amphibien Nein Das Gebiet bietet keine geeigneten Lebensräume 
für Amphibien des Anhanges IV der FFH-RL. Eine 
Betroffenheit wird sicher ausgeschlossen.   
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Artengruppe / 
Art 

Betroffenheit 
von Arten des 
Anhanges IV der 
FFH-RL  

Anmerkung / Hinweise Zugriffsverbot 
gemäß § 44 BNatSchG 

Fische und 
Neunaugen 

Nein Im Plangebiet sind keine Fischlebensräume für 
Arten des Anhanges IV der FFH-RL vorhanden. Ein 
Verbotstatbestand gemäß § 44 BNatSchG wird 
sicher ausgeschlossen  

Libellen Nein Keine Reproduktionsgewässer für relevante 
Libellen, ein Verbotstatbestand i.S.d. § 44 
BNatSchG wird ausgeschlossen 

Weichtiere Nein Keine Betroffenheit, da geeignete Lebensräume 
nicht vorhanden sind bzw. ihre Verbreitungsgebiete 
nicht identisch sind mit dem Plangebiet. Eine 
Betroffenheit i.S.d. § 44 BNatSchG kann sicher 
ausgeschlossen werden 

Käfer Nein  Es sind im Plangebiet keine geeigneten Habitate für 
Eremit, Heldbock oder Breitflügel-Tauchkäfer 
vorhanden bzw. das Plangebiet liegt außerhalb des 
Verbreitungsgebietes der Arten. Eine Betroffenheit 
wird sicher ausgeschlossen 

   
Eine Konfliktanalyse für Arten des Anhanges IV der FFH-RL ist somit nicht 
durchzuführen. 
 
 
B. Europäische Vogelarten 
Auf Basis der aktuellen Biotoptypenzusammensetzung des Plangebietes kann eine 
erweiterte Potentialabschätzung der vorkommenden Vogelarten vorgenommen 
werden. Dazu wurde eine Begehung zur Verifizierung der Artenliste am 08.05.2025 
und 02.06.2025 durchgeführt. In der folgenden Tabelle sind die im Rahmen der 
erweiterten Potentialanalyse ermittelten Vogelarten aufgeführt. 
 
Tab. 4: Im Untersuchungsgebiet zu erwartende bzw. erfasste Vogelarten 

Legende: N / P: Nachgewiesen oder Potentiell;  RL SH: Status nach Roter Liste Schleswig-Holstein (KNIEF et al. 
2010), RL D: Status nach Roter Liste Deutschland (SÜDBECK et al. 2007), Gefährdungsstatus: 0= ausgestorben, 
1= vom Aussterben bedroht, 2= stark gefährdet, 3= gefährdet, V= Vorwarnliste, R= extrem selten (rare), != 
ungefährdet, aber SH trägt nationale Verantwortung, VSchRL: Art des Anhangs I, II oder III der Europäischen 
Vogelschutzrichtlinie, § 7 BN: Streng (§) bzw. besonders (§§) geschützte Arten nach § 7 BNatSchG 
 

 Deutscher Name Wiss. Artname 

N
 /

 P
 

R
L

 S
H

 

R
L

 D
 

V
S

ch
R

L
 

§
 7

 B
N

 Bemerkungen/Vor-

kommen im UG  

Brutvogelarten 

1.  Amsel Turdus merula N    §  

2.  Bachstelze Motacilla alba P    §  

3.  Baumpieper Anthus trivialis P    §  

4.  Blaumeise Parus caeruleus P    §  

5.  Bluthänfling Carduelis cannabina P    §  
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 Deutscher Name Wiss. Artname 

N
 /

 P
 

R
L

 S
H

 

R
L

 D
 

V
S

ch
R

L
 

§
 7

 B
N

 Bemerkungen/Vor-

kommen im UG  

6.  Buchfink Fringilla coelebs P    §  

7.  Dorngrasmücke Sylvia communis P    §  

8.  Elster Pica pica P    §  

9.  Feldsperling Passer montanus P  V  §  

10.  Fitis Phylloscopus trochilus P    §  

11.  Gartengrasmücke Sylvia borin P        §  

12.  Gartenrotschwanz Phoenicurus phoenicurus P    §  

13.  Gelbspötter Hippolais icterina P    §  

14.  Gimpel Pyrrhula pyrrhula P    §  

15.  Girlitz Serinus serinus P    §  

16.  Goldammer Emberiza citronella P    §  

17.  Grünfink Carduelis chloris P    §  

18.  Hausrotschwanz Phoenicurus ochruros P    §  

19.  Heckenbraunelle Prunella modularis P    §  

20.  Klappergrasmücke Sylvia curruca P    §  

21.  Kohlmeise Parus major P    §  

22.  Mönchsgrasmücke Sylvia atricapilla P    §  

23.  Rotkehlchen Erithacus rubecula P    §  

24.  Schafstelze Motacilla flava P    §   

25.  Singdrossel Turdus philomelos P    §  

26.  Sommergoldhähnchen Regulus ignicapilla P    §  

27.  Star Sturnus vulgaris P    §  

28.  Stieglitz Carduelis carduelis P    §  

29.  Wiesenpieper Anthus pratensis P V   §  

30.  Zaunkönig Troglodytes troglodytes P    §  

31.  Zilpzalp Phylloscopus collybita P    §  

 
Zu prüfen sind dann alle im Rahmen der Potentialabschätzung ermittelten 
Brutvogelarten, sofern eine vorhabensbedingte Beeinträchtigung nicht im Vorhinein 
ausgeschlossen werden kann. Dies trifft auf jene Arten zu, deren 
Lebensraumstrukturen durch das geplante Vorhaben nicht in Anspruch genommen 
werden und/oder deren Brutvorkommen in einem deutlichem Abstand zu den 
geplanten Eingriffsflächen liegen. Hierunter fallen die Gebäudebrüter (z.B. 
Hausrotschwanz und Bachstelze), die auf die vorhandenen Gebäude im Umfeld des 
Plangebietes beschränkt bleiben. Ein Eingriff ist nicht vorgesehen, eine Betroffenheit 
der Artengruppe kann ausgeschlossen werden. 
In die Lebensräume der Gehölzbrüter, einschließlich Bodenbrüter in Kontakt zu 
Gehölzen, wird dagegen direkt durch Knickrodung eingegriffen. Zu prüfen bleibt auch, 
ob für diese Vogelgruppen (Gilden) durch „Störungen“ infolge der 
Nutzungsänderungen der Straftatbestand gemäß § 44 BNatSchG Abs.1 Nr. 2 
ausgelöst wird. 
Alle prüfrelevanten Brutvogelarten sind in der folgenden Tabelle aufgeführt.  
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Tab. 5: Prüfrelevante Vogelarten und Art der Prüfung 

Gruppe / Gilde ungefährdete Arten / Gruppenprüfung 
Arten der Roten Liste SH 
bzw. Einzelfallprüfung 

Gehölzfreibrüter 

einschließlich 

Bodenbrüter in 

Kontakt zu 

Gehölzen  

z.B. Amsel, Baumpieper, Buchfink, 
Dorngrasmücke, Fitis, Girlitz, Goldammer, 
Heckenbraunelle, Klappergrasmücke, 
Mönchsgrasmücke, Rabenkrähe, 
Ringeltaube, Rotkehlchen, Singdrossel, 
Sommergoldhähnchen, Sumpfrohrsänger, 
Zaunkönig, Zilpzalp 

 

-- 

Gehölzhöhlenbrüte

r  

z.B.  Blaumeise, Feldsperling (RL D: V), 
Gartenrotschwanz, Kohlmeise  

 

-- 

Bodenbrüter 

(Grünland und 

Acker) 

z.B. Fasan, Wiesenpieper RL V, Schafstelze, 
Baumpieper  

-- 
 

 
 

Konfliktanalyse 
 
Europäische Vogelarten 
Die vorkommenden bzw. potenziell vorkommenden Arten werden hinsichtlich ihrer 
Betroffenheit durch die Planung einer Prüfung auf Verbotstatbestände nach 
Artenschutzrecht unterzogen.  
 
Fangen, Verletzung, Tötung (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG)  
Anlagenbedingt ist eine Gefahr der Beeinträchtigung laut des § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG nicht gegeben, da das Kollisionsrisiko von Vögeln mit Gebäuden und 
langsam fahrenden Fahrzeugen als sehr gering eingeschätzt wird (BfN 2009). 
Als baubedingte Auswirkung kann es jedoch im Zuge der Errichtung der Anlagen 
innerhalb der Brutzeit zu Tötungen von Nestlingen bzw. von brütenden und hudernden 
Altvögeln kommen, da in Vegetationsstrukturen (Grünland / Gehölze) eingegriffen 
wird. Für Altvögel besteht grundsätzlich die Möglichkeit der Flucht, für Nestlinge jedoch 
nicht. Erfolgt der Eingriff außerhalb der Brutzeit, d.h. im Zeitraum 01.10. - 28.02., 
besteht dieses Risiko aber nicht (Bauzeitenregelung). Ist ein Baubeginn außerhalb 
des genannten Zeitraumes erforderlich, kann durch das Aufstellen von Flatterbändern 
ab Ende Februar eine Vergrämung von Brutvögel erfolgen. Alternativ ist vor Baubeginn 
ein fachkundige Begehung durchzuführen. Bei Negativnachweis kann unmittelbar mit 
den Arbeiten begonnen werden. Werden Brutvorkommen festgesellt ist bis zum 
Verlassen des Nestes abzuwarten. Für diese Vorgehensweise ist zwingend eine 
biologische Baubegleitung erforderlich. 
Der Tatbestand „Fangen, Verletzung, Tötung“ kann durch Einhaltung einer 
Bauzeitenregelung, alternativ Vergrämungsmaßnahmen und/oder Besatzkontrolle 
vermieden werden.  
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Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten  
(§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)  
Auch bei der Durchführung der Baumaßnahmen außerhalb der Brutzeit kann eine 
Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten erfolgen, wenn Reviere der 
entsprechenden Art überplant werden. Jedoch tritt der Verbotstatbestand nur dann ein, 
wenn auch die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
im räumlichen Zusammenhang verloren geht. 
Für die potenziell im Plangebiet vorkommenden Arten wird die ökologische Funktion 
der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang 
durch Planrealisierung nicht gefährdet. Es handelt sich ausschließlich um Arten, die 
als ungefährdet gelten. Bei ungefährdeten Arten kann davon ausgegangen werden, 
dass sie sich schnell an Veränderungen gewöhnen oder aber ausreichende 
Ausweichhabitate im Umfeld des Eingriffsbereiches finden.  
Der Verbotstatbestand der Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten tritt somit nicht ein. 
 
Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 
Durch die Umsetzung der Planung werden die Arten in ihrem Lebenszyklus gestört. 
Die Störung ergibt sich durch Beunruhigung, Scheuchwirkung und Lärm während der 
Bauphase, bleibt zeitlich aber stark begrenzt. Anlagen- und betriebsbedingte 
Störungen, etwa durch visuelle Effekte, sind nicht im erheblichen Maße zu erwarten.  
Maßnahmen zur Vermeidung oder Minderung von Störeffekten sind daher nicht 
erforderlich. Ein Verbotstatbestand der Störung gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG 
tritt nicht ein.   
 
Zusammenfassung Artenschutz 
Im Zuge der Baufeldräumung und Knickdurchbrüche muss zur Verhinderung des 
Zugriffsverbotes i.S.d. § 44 BNatSchG eine artübergreifende Bauzeitregelung 
getroffen werden. D erforderlichen Arbeiten dürfen deshalb nur außerhalb der Brutzeit 
und während der sicheren Abwesenheit von Brutvögeln und somit in der Zeit zwischen 
01.10. und 01.03. erfolgen.  
Sollte der Baubeginn außerhalb der Ausschlussfristen erforderlich sein, kann in den 
Offenlandbereichen ein Brutbesatz durch Aufstellen von Flatterbänden ab Ende 
Februar verhindert werden. Alternativ kann unmittelbar vor Baubeginn eine 
Besatzkontrolle erfolgen und bei einem Negativnachweis können die Arbeiten 
aufgenommen werden. Ein Roden der Knicks außerhalb der genannten Bauzeit ist 
ebenfalls nur nach Besatzkontrolle mit negativem Ausgang möglich. 
 

Unter Berücksichtigung der Bauzeitenregelung oder alternativen Besatzkontrollen 
oder/und Vergrämungsmaßnahmen kann somit kein Verstoß gegen den § 44 
BNatSchG durch das Vorhaben prognostiziert werden. 
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2.2.2.2.2. Natura 2000-Gebiete 
 
Das Plangebiet liegt in einem Abstand von über 1,8 km zum nächsten FFH-Gebiet 
(FFH-Gebiet Nr. 1923-302 „Reher Kratt“). Eine Beeinträchtigung des Gebietes durch 
das Vorhaben wird angesichts der Entfernung und unter Berücksichtigung der 
Wirkfaktoren und ihres Wirkraumes ausgeschlossen. 
Das Erfordernis einer FFH-Vorprüfung wird durch das Vorhaben nicht ausgelöst. 
 
 
2.2.2.3. Boden 
 
Durch die Maßnahme ergeben sich insbesondere bau- und anlagenbedingte 
Auswirkungen auf den Boden durch:  

• Zerstörung des vorhandenen natürlichen Bodentyps und der Bodenart durch 
Bodenabtrag (insbesondere organische Böden),  

• Einbringung von (Boden-) Fremdmaterial (Bodenauftrag), 
• Bodenverdichtungen und 
• Bodenversiegelung im Bereich der Baukörper und der Erschließungsstraße 

sowie durch 
• stoffliche Einträge z.B. bei Unfällen mit Baufahrzeugen durch auslaufende 

Motoren- oder Hydrauliköle und Kraftstoffe (auch betriebsbedingte Wirkung). 
 

Insgesamt ist die Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden durch die genannten 
Wirkfaktoren insbesondere auf die folgenden Bodenfunktionen bzw. Teilfunktionen zu 
prüfen: 

• Lebensraum für Menschen 
• Lebensraum für Tiere und Pflanzen, einschließlich Bodenorganismen 
• Funktion des Bodens im Wasserhaushalt (Sickerwasser, 

Wasserrückhaltevermögen) 
• Funktion des Bodens im Nährstoffhaushalt  
• Funktion als CO2-Speicher  
• Filter für sorbierbare Stoffe 
• Standort für die Landwirtschaft 

 
Im Untersuchungsgebiet sind keine regional oder national seltenen Bodentypen 
vorhanden, die bodenfunktionale Gesamtbewertung für das Plangebiet wird nur einer 
„mittleren“ Bedeutung zugeordnet. Der baubedingte Bodenabtrag und Verlust der 
derzeit vorkommenden und allgemein verbreiteten Bodenarten und -typen ist deshalb 
ebenso wie das Einbringen von Fremdbodenmaterial auch unter besonderer 
Berücksichtigung der Flächengröße (0,5 ha) vertretbar und mit einer insgesamt 
geringen bis mäßigen Erheblichkeit für das Schutzgut verbunden.  
 
Eine hohe Erheblichkeit ergibt sich dagegen anlagen- und betriebsbedingt durch die 
Beeinträchtigung der Bodenfunktion durch Versiegelungen infolge der Errichtung der 
Baukörper und der Erschließung. Mit der Festsetzung der GRZ (Grundflächenzahl) als 
Größe der überbaubaren Grundfläche wird die maximal zulässige Flächengröße für 
Versiegelungen und Bebauung festgelegt. Im Plangebiet ist eine Grundflächenzahl 
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von 0,3 festgesetzt. Diese Grundfläche kann gemäß § 19 (4) Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) für Nebenanlagen, Stellplätze und Zuwegungen um bis zu maximal 50% 
überschritten werden. Von der maximal zulässigen Flächenversiegelung ist bei der 
Eingriffsbilanzierung auszugehen, damit ergibt sich eine Versiegelung von: 
 
Tab. 6: Flächenermittlung zur Bodenversiegelung  
Versiegelungsart  Flächengröße Versiegelungsgrad 

GRZ + 50% 
Summe 

Wohngebiet WA_  3.238 m2 0,45  1.457 m2 
Verkehrsflächen / 
Zufahrten (neu)  

 85 m2 1  85 m2 

 
SUMME 

 
1.542 m2 

 
Die Beeinträchtigung durch die Bodenversiegelungen und den Bodenabtrag wird unter 
Berücksichtigung des Flächenumfanges mit einer großen Erheblichkeit eingestuft. Aus 
diesem Grund kann eine Realisierung der Baumaßnahme nur bei Durchführung und 
strenger Einhaltung von Kompensationsmaßnahmen erfolgen (vgl. dazu Kapitel 2.3.3. 
Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung).  
Ferner sind die unter Punkt 2.3.1. zum Bodenschutz aufgeführten Maßnahmen 
zwingend einzuhalten. 
 
In der folgenden Tabelle sind nochmals die Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen 
durch die relevanten Wirkfaktoren in einer vierstufigen Bewertung zusammengestellt.   
 
Tab. 7: Bodenfunktionen und ihre Beeinträchtigungen  

 
Bodenfunktionen: 

Lebensraum 
für 
Menschen 

Lebensraum 
für Tiere, 
Pflanzen 
und Boden-
organismen 

Wasser-
haushalt 

Nährstoff- 
haushalt 

Speicher Filter Landwirt-
schaftl. 
Nutzung 

Wirkfaktor:  
Bodenabtrag - + + O +  O 
Bodenversiegelung O + ! + +  + 
Auftrag/Abdeckung O + O O +  O 
Verdichtung - + O O +  O 
Stoffeintrag + + +  O -  O 

Einstufung der Beeinträchtigung: - keine,  O gering,  + mittlere, ! erheblich   
 
Unter Einhaltung von Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen wird 
zusammenfassend eine mittlere Wirkerheblichkeit auf das Schutzgut prognostiziert. 
 
 
2.2.2.4. Wasser 
 
Ein direkter Eingriff in Oberflächengewässer erfolgt durch partielle 
Grabenneuprofilierung und -teilverrohrung des Straßengrabens an der Dorfstraße. So 
müssen zur Schaffung der Grundstückszufahrten insgesamt rund 15 m 
Grabenabschnitte verrohrt und in kleinen Teilbereichen dazu auch neuprofiliert 
werden. Bei dem Graben handelt sich um ein technisches Gewässer, der einer 
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regelmäßigen Unterhaltung mit vergleichbaren Eingriffen unterliegt, eine erheblich 
negative Auswirkung durch die partielle Nachprofilierung wird deshalb nicht erkannt. 
Die Verrohrung von Teilabschnitten ist angesichts der Länge von etwa 15 m 
vernachlässigbar und nicht von erheblicher Relevanz. 
 
Aus der Bodenversiegelung resultiert anlagenbedingt eine Reduzierung der 
Grundwasserneubildungsrate und eine Erhöhung des Oberflächenwasserabflusses.  
Das im Gebiet anfallende Oberflächenwasser sollte - soweit möglich - dort versickern 
und damit dem Wasserhaushalt wieder zugeführt werden. Auf Grund der 
Bodenverhältnisse und der teils guten Wasserzügigkeit sind die Böden des 
Plangebietes dazu geeignet. Die Versicherungsfähigkeit wird durch entsprechende 
Geländemodellierungen unterstützt. Details zum Verbleib des Oberflächenwassers 
sind dem Teil 1 der Begründung und dem Entwässerungskonzept mit 
Wasserhaushaltsbilanz gem. Erlass A-RW 1 (HOLT & NICOLAISEN 2026) zu 
entnehmen. 
 
Insgesamt wird die Beeinträchtigung des Schutzgutes durch das Planvorhaben als 
gering bis mäßig beurteilt. 
 
 
2.2.2.5. Klima und Luft 
 
Betriebs- und anlagenbedingte Flächenversiegelungen wirken grundsätzlich auf das 
Kleinklima des betroffenen Gebietes ein. Dabei wird insbesondere die Verdunstung 
herabgesetzt und die Erwärmung bei Sonneneinstrahlung verstärkt. Bei Realisierung 
der Planinhalte werden die Auswirkungen angesichts der Vorbelastung, der 
Flächengröße und der verbleibenden relativ großen Fläche unversiegelter Bereiche im 
Kontakt zum Plangebiet nicht zu merklichen und relevanten Veränderungen des 
Kleinklimas führen. 
 
Anlagen- und betriebsbedingt wird es auch zu Auswirkungen auf die Luft in Form einer 
Zunahme von verkehrsbedingten Schadstoffemissionen kommen, deren Wirkung wird 
aber einer allgemeinen Grundbelastung zugeordnet und als gering bewertet. 
 
Die Beeinträchtigungen des Schutzgutes Klima und Luft werden somit insgesamt als 
gering eingestuft. 
 
 
2.2.2.6 Landschaft und Landschaftsbild 
 
Baubedingt ergibt sich durch die Einrichtung der Baustellenfläche eine 
Beeinträchtigung des Landschaftsbildes und der Landschaft. Durch den nur 
temporären Charakter wird die Beeinträchtigung einer mittleren Intensität zugeordnet 
und als vertret- und zumutbar bewertet. 
 
Durch Errichtung der Wohngebäude und Nebenanlagen wird das Landschaftsbild 
betriebs- und anlagenbedingt im unmittelbaren Eingriffsbereich grundlegend und 
dauerhaft gewandelt. Dieser Wandel bedingt eine nachhaltige Veränderung des Orts- 
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und Landschaftsbildes im Eingriffsbereich und dem näheren Umfeld. Wie dargelegt 
besitzt das Planungsgebiet keine besondere Bedeutung für das Landschafts- bzw. 
Ortsbild. Zudem ist der Eingriffsbereich durch einen Knick an der Hauptstraße 
sichtverschattet, was sowohl während der Bau- als auch zur Betriebsphase zu einer 
Abschirmung des Gebietes führt. Auswirkungen auf das Landschafts- und Ortsbild 
werden dadurch abgeschwächt. Durch Festsetzung zum dauerhaften Erhalt des 
Knicks im Bebauungsplan ist trotz der Entwidmung eine langfristige Sicherung dieser 
Wirkung gewährleistet. 
Für das Schutzgut wird zusammenfassend eine allenfalls geringe bis mittlere 
Beeinträchtigung prognostiziert. 
 
 
2.2.2.7. Kulturgüter, kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter  
 
Da sich Teile des Plangebiet innerhalb eines archäologischen Interessengebietes 
befinden, muss davon ausgegangen werden, dass grundsätzlich bei den Bauarbeiten 
Denkmäler zerstört werden können. Durch Einhaltung des § 15 Denkmalschutzgesetz 
kann verhindert werden, dass im Zuge der Arbeiten Denkmäler zerstört werden. 
Auf die strikte Einhaltung des § 15 Denkmalschutzgesetz wird verweisen: „Wer 
Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die 
Gemeinde der Oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht 
ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer 
des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die 
Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder dem Fund geführt 
haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die Übrigen. Die nach 
Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem 
Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von 
Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier 
Wochen seit der Mitteilung. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, 
sondern auch dingliche Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der 
natürlichen Bodenbeschaffenheit.“ 
Unter Berücksichtigung der angeführten Hinweise wird von keiner Beeinträchtigung 
des Schutzgutes ausgegangen. Es wird auf die Stellungnahme der Oberen 
Denkmalschutzbehörde vom 08.05.2025 verweisen, die zu dem Planvorhaben unter 
Verweis auf § 15 DSchG keine Bedenken gegenüber dem Planvorhaben äußert. 
 
 
2.2.2.8. Fläche 
 
Durch das Plangebiet werden der freien Fläche rund 0,5 ha entzogen. Bei der 
Eingriffsbeurteilung wird berücksichtigt, dass kein großer, unzerschnittener und 
verkehrsarmer Raum von über 100 km2 durch die Planung betroffen ist. Außerdem 
sind bei der gemeindlichen Flächengröße von rund 887 ha, durch das Planvorhaben 
nur etwa 0,056 % der Gemeindefläche berührt. Damit liegt der Flächenverbrauch 
deutlich unterhalb des von der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesrepublik 
Deutschland genannten Wertes von 136 cm2 pro Person und Jahr (Betrachtungsraum: 
10 Jahre, für die Gemeinde Jahrsdorf ca. 3 ha). 
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Unter Berücksichtigung der Flächengröße wird weder bau- noch anlagen- und 
betriebsbedingt eine erhebliche Auswirkung auf das Schutzgut prognostiziert.  
 
 
2.2.2.9. Wechselwirkungen  
 
Wie in den vorherigen Kapiteln 2.2.2.1. – 2.2.2.8. gezeigt werden konnte, werden für 
die umweltrelevanten Schutzgüter keine erheblichen Auswirkungen prognostiziert. In 
der folgenden Tabelle werden die schutzgutbezogenen Umweltauswirkungen 
nochmals dargestellt und in einer 4-stufigen Skala bewertet (in Anlehnung an KAISER 
2013). Dabei ergibt sich für das Schutzgut Boden eine mittlere Erheblichkeit, die ggf. 
durch Wechselwirkungen verstärkt werden könnte. Allerdings werden relevante 
Wirkungen anderer Schutzgüter auf den Boden nicht erwartet. 
 
Tab. 8: Zu erwartende Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter und ihre Bewertung 

Schutzgut Umweltauswirkung 
Grad der 
Beeinträchti-
gung 

 
Mensch 
 

Betriebsbedingte Immissionen, 
Erholungseinschränkung durch geringe 
Landschaftsbildveränderungen, Schadstoffe 
durch Verkehrszunahme, Erhöhung der 
allgemeinen Beunruhigung;  

 
+/++ 

 
Pflanzen, Tiere, biol. 
Vielfalt 

Baufeld im Bereich von Flächen mit 
allgemeiner Bedeutung für den Natur- und 
Artenschutz; Eingriffe in Lebensräume mit 
besonderer Bedeutung bei Rodung und 
Entwidmung von Knicks, dazu sind 
Kompensationsmaßnahmen erforderlich; 
Eingriff außerhalb von Biotopverbundachsen 
und Schutzgebieten  

 
++ 

 
Boden 

Verlust von Bodenfunktionen insbesondere 
durch Flächenversiegelungen und 
Bodenabgrabung für Versickerungsmulden; 
Kompensationsmaßnahmen erforderlich! 

 
++ 

 
Wasser 

Verrohrung eines Grabenabschnittes (15 m); 
Reduzierung der Versickerungsfähigkeit und 
Grundwasserneubildungsrate, Verstärkung 
des Oberflächenabflusses, Kompensation 
durch Versickerung des unbelasteten 
Oberflächenwassers im Plangebiet   

 
+/++ 

 
Klima, Luft 

Geringe Veränderung des Kleinklimas auf 
Grund von Flächenversiegelungen. Zunahme 
der Schadstoffbelastung durch erhöhtes 
Verkehrsaufkommen 

 
+ 

 
Landschaft 

Ausweitung der Siedlungsflächen; Verlust an 
freier Landschaft; keine Sichtbeziehungen 
bzw. Sichtverschattungen zum Gebiet; neuer 
Ortsrand durch randliche 
Gehölzanpflanzungen 

 
+/++ 

Kulturgüter, kulturelles 
Erbe 

Gebiet im östlichen Bereich in einem 
archäologischen Interessengebiet; unter 
Berücksichtigung des DSchG § 15 können 
erheblichen Auswirkungen vermieden werden  

 
- 
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Schutzgut Umweltauswirkung 
Grad der 
Beeinträchti-
gung 

Fläche 

Keine Betroffenheit eines großen 
unzerschnittenen Freiraumes, vergl. geringer 
Flächenanteil von rd. 0,056% der 
Gemeindefläche 

+ 

Wechselwirkungen Keine Verstärkung von erheblichen 
Auswirkungen - 

+++ starke bzw. hohe (Unzulässigkeitsbereich),  ++ mittlere,  + geringe,  - keine, ! positive 
Beeinträchtigung / Wirkungen 
 
 
2.3. Maßnahmen zur Verminderung, Verhinderung, Verringerung und zum Aus- 

gleich nachteiliger Auswirkungen 
 
Vermeidbare Beeinträchtigungen sind zu unterlassen. Unter Vermeidung ist jedoch 
nicht der Verzicht auf das Vorhaben als solches zu verstehen, da keine 
Vorhabensalternativen bestehen. Zu untersuchen ist aber die Vermeidbarkeit 
einzelner Teile und die jeweils mögliche Verringerung der Auswirkungen auf die 
Schutzgüter. 
 
 
2.3.1. Vorkehrungen zur Vermeidung und Verringerung 
 
Im Vorfeld der Planung wurden Minimierungsmaßnahmen zur Reduzierung der 
Bodenversiegelungen und Knickrodungen durchgeführt. Dazu wurden die 
Grundstückszufahrten auf das unbedingt nötige Maß und auf zwei Sammelzufahrten 
reduziert und außerdem außerhalb der vorhandenen Überhälter positioniert, so dass 
ein vollständiger Erhalt der Laubbäume möglich ist. Ferner wurde die Bebauung soweit 
wie möglich an die „Hauptstraße“ herangerückt, um die Zuwegungen und damit 
verbundenen Bodenversiegelungen zu reduzieren. 
 
Zur Eingriffsminimierung ergeben sich folgende Maßnahmen: 
 

1. Das Auf- und Einbringen sowie die Lagerung von Boden erfolgen gemäß DIN 
19731. 

2. Anforderungen des Bodenschutzes an Bodenarbeiten für 
vegetationstechnische Zwecke erfolgen unter Anwendung der DIN 18915.  

3. Der Untergrund der Bodendepots ist so zu wählen, dass keine Staunässe 
entsteht (keine Mulden!). Die Bodenmieten sollten nur im trockenen Zustand 
geschüttet werden, damit die biologische Aktivität und der Gasaustausch im 
Boden erhalten bleiben. 

4. Es ist eine sinnvolle Baufeldunterteilung vorzunehmen, um flächendeckende, 
ungeregelte Befahrungen zu vermeiden. Es ist eine Trennung der unbebauten 
und bebauten Bereiche vorzunehmen, die unbebauten Bereiche sind - soweit 
möglich - vor Befahrung zu schützten bzw. auf das unbedingt nötige Maß zu 
reduzieren.  
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5. Die Anlage von Baustraßen erfolgt bevorzugt dort, wo später befestigte Wege 
und Plätze liegen.  

6. Bei wassergesättigten Bodenverhältnissen sind die Erdarbeiten einzustellen 
und dürfen erst nach Abtrocknung wieder aufgenommen werden. 

7. Der im Plangebiet abgeschobene Boden wird im Zuge der Bauausführung 
horizontal, also schichtweise ausgebaut, schichtentsprechend gelagert und 
lagerichtig wieder eingebaut.  

8. Es ist strikt auf die Trennung von Ober- und Unterboden zu achten. Oberboden 
wird ausschließlich als Oberboden wiederverwendet. Eine Nutzung als 
Füllmaterial ist unzulässig. 

9. Boden wird im Gebiet während der Bauphase in trapezförmigen Mieten mit 
einer max. Höhe von 2,0 m (Unterboden bis max. 4,0 m) zwischengelagert und 
soweit möglich im Plangebiet wiederverwendet. Der Flächenbedarf ergibt sich 
somit aus der maximalen Schütthöhe, dies ist beim Bodenmanagementplan zu 
berücksichtigen und darzustellen. 

10. Das gelagerte Bodenmaterial ist vor Verdichtung und Vernässung zu schützen 
und darf generell nicht befahren werden. 

11. Bei einer Bodenlagerungszeit von über 6 Monaten ist das Zwischenlager mit 
tiefwurzelnden, winterharten und stark wasserzehrenden Pflanzen (z.B. 
Luzerne oder Lupine) zu begrünen. 

12. Zur Minimierung der negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser, wird 
gering verschmutztes Niederschlagswasser - soweit möglich - im Untergrund 
des Plangebietes versickert. 

13. Die Baufeldräumung, einschließlich Abschieben des Oberbodens sowie die 
Knickrodungen müssen vor Beginn der Brutzeit (01.10. – 28.02.) durchgeführt 
werden. Durch den kontinuierlichen Baubetrieb wird eine Wiederbesiedlung der 
Flächen durch Brutvögel verhindert. Ein Verbotstatbestand gemäß § 44 
BNatSchG kann ausgeschlossen werden. 

14. Zum Schutz wildlebender Tiere vor nachteiligen Auswirkungen von 
Lichtimmissionen sind im gesamten Plangebiet ausschließlich bodenwärts 
abstrahlende Außenleuchten mit warmweißem Licht bis max. 3.000 Kelvin und 
geringen UV- und Blaulichtanteilen zu verwenden.  

 
Weitere Verfahrenshinweise: 

1. Der Beginn der Erschließungsarbeiten ist der unteren Bodenschutzbehörde 
spätestens zwei Wochen vorab mitzuteilen. 

2. Es ist ein Bodenmanagementplan zu erarbeiten und der unteren 
Bodenschutzbehörde zur Abstimmung vorzulegen.  

3. Für eine Verwertung des Bodens auf landwirtschaftlichen Flächen ist bei einer 
Menge > 30 m3 bzw. 1.000m2 ein Antrag auf Genehmigung bei der unteren 
Naturschutzbehörde zu stellen. 

4. Sollte der abgetragene Boden nicht vollständig im Plangebiet wiederverwendet 
und auf landwirtschaftliche Flächen aufgebracht werden, ist hierfür eine 
Genehmigung der Naturschutzbehörde erforderlich. 

5. Für die erforderlichen Knickrodungen ist ebenfalls eine naturschutzrechtliche 
Genehmigung erforderlich und bei der unteren Naturschutzbehörde zu stellen. 
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2.3.2. Landschaftspflegerische Maßnahmen  
 
Zur Abgrenzung des Gebietes gegenüber der freien Landschaft ist an der der östlichen 
Plangebietsgrenze eine Gehölzpflanzungen zur ebenen Erde als freiwachsende 
Hecke vorgesehen.  
 
Ebenerdige Gehölzpflanzungen freiwachsende Hecken (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 
 
Auf den Flächen mit einem Anpflanzgebot für „sonstige Bepflanzung - freiwachsende 
Hecke“ erfolgt eine zweireihige Anpflanzung von standortsheimischen Gehölzen. Der 
Reihen- und Pflanzabstand beträgt 1,0 bzw. 0,7 m. Verwendet werden Gehölze aus 
indigener, norddeutscher Zucht. Die Anpflanzung erfolgt mit Baumschulqualität 
folgender Arten: 
 
Hainbuche   Carpinus betulus   LHEI 1xv 60-100 
Feld-Ahorn   Acer campestre   HEI 1xv 100-125 
Eberesche   Sorbus aucuparia  HEI 1xv 100-125 
Pfaffenhüttchen  Euonymus europaeus  STR 2xv 60-100 
Schlehe   Prunus spinosa   STR 2xv 60-100 
Stiel-Eiche   Quercus robur   HEI 2xv 100-125 
Wildapfel   Malus domestica   STR 2xv 60-100 
Wildbirne   Pyrus pyraster  HEI 1xv 100-125 
Schneeball   Viburnum opulus  STR. 2xv 60-100 
Weißdorn   Crataegus monogyna STR1xv 60-100 
Hasel    Corylus avellana  STR 1xv 60-100 
Hundsrose   Rosa canina   STR 2xv 40-60 
 
Der Pflanzstreifen ist durch fachgerechte Pflege dauerhaft zu erhalten und während 
der Anwuchsphase von mindestens fünf Jahren ohne chemische Hilfsmittel zu pflegen, 
ggf. zu bewässern und vor Wildverbiss zu schützen. Zum Schutz vor Austrocknung ist 
das Mulchen erlaubt. 
 
 
2.3.3. Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung, Kompensationsmaßnahmen 
 
Nachteilige und kompensationsbedürftige Auswirkungen ergeben sich für die 
Schutzgüter Tiere und Pflanzen, Boden und Wasser. 
 
Schutzgut Tiere und Pflanzen 
Im Zuge der Planrealisierung muss in gesetzlich geschützte Knickabschnitte 
eingegriffen werden. Es werden dabei insgesamt 125 m Knick entwidmet und 15 m 
Knickabschnitt gerodet. Gemäß der „Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz“, 
ist für gerodete Knicks ein Ausgleichsverhältnis von 1:2 zu veranschlagen, für 
entwidmete Abschnitte ein Verhältnis von 1:1. Insgesamt ist damit ein Ausgleich von 
155 m erforderlich. Dieser Ausgleich erfolgt ein gewerbliches Ökokonto im Kreis 
Schleswig-Flensburg, Gemarkung Börm, Flur 2, Flurstück 107. Die Ökokontofläche 
liegen im Naturraum Geest. Die rechtliche Absicherung erfolgt über eine 
Zuordnungsfestsetzung gemäß § 9 Abs. 1a, Satz 2 Halbs. 2 BauGB. 
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. 
 
Schutzgut Boden 
Insgesamt ist bei Realisierung der Maßnahme mit einer irreversiblen 
Bodenversiegelung von rund 1.542 m2 zu rechnen (vgl. Tab. 7, Kapitel 2.2.2.4.). 
Gemäß dem gemeinsamen Runderlass des Innenministeriums und des Ministeriums 
für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (MELUR & IM SH 
2014) gilt ein Eingriff in das Schutzgut Boden als kompensiert, wenn eine gleich große 
Fläche entsiegelt wird und die natürlichen Bodenfunktionen wieder hergestellt werden, 
oder eine Fläche mindestens im Verhältnis 1 zu 0,5 zur versiegelten Bodenfläche aus 
der landwirtschaftlichen Nutzung genommen und zu einem naturbetonten Biotoptyp 
entwickelt wird. Bei einem Ausgleichsverhältnis von 1:0,5 ergibt sich in diesem Fall 
eine erforderliche Flächengröße von 771 m2.  
Der Ausgleich soll über ein gewerbliches Ökokonto erfolgen. Das Ökokonto liegt im 
Naturraum Geest, im Kreis Rendsburg-Eckernförde, Gemarkung Brinjahe, Flur 1, 
Flurstücke 6/2, 9/1 und 129/23 und unter dem Aktenzeichen 67.20.35-Brinjahe2 
geführt.  
 
Schutzgut Wasser 
Der Ausgleich für das Schutzgut Wasser gilt gemäß Runderlass als erbracht, wenn 
gering verschmutztes Niederschlagswasser im Untergrund versickert wird. Das 
Oberflächenwasser wird im Plangebiet auf den Grundstücken gesammelt und 
gedrosselt über die Straßenbegleitgräben in den Bottenbütteler Graben geleitet (vgl. 
HOLT & NICOLAISEM 2026) werden. Auf diese Weise kann der Ausgleich für das 
Schutzgut Wasser im Gebiet bzw. im unmittelbaren Umfeld erbracht werden kann. 
 
 
In der folgenden Tabelle wird nochmals zusammenfassend ein kurzer Überblick zu 
den jeweiligen Schutzgütern und den Eingriffs- und Ausgleichsflächengrößen 
gegeben.  
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Tab. 9: Übersicht erforderliche Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen 
Schutzgut und  
Eingriffssituation 

Eingriffs- 
fläche 

Aus-
gleichs- 
faktor 

Erforder-
licher 
Ausgleich / 
Ersatz 

Maßnahmen im 
Gebiet 

Boden: 
Bodenversiegelungen  

 
1.542 m2 

 
1:0,5 771 m2 

 
-- 

Wasser: 
Reduzierte Bodeninfiltration 
des Niederschlagswassers   

1.542 m2 
 

-- 

gering ver-
schmutztes 
Niederschlags-
wasser wird im 
Gebiet / Gräben 
versickert  

gering verschmutztes 
Niederschlagswasser 
wird im Gebiet 
versickert; Anlage 
RRB erforderlich 

Tiere und Pflanzen: 
kompensationsbedürftiger 
Eingriff in das Knicksystem  

 
Entwidmung: 
125 m 
 
Knickrodung: 
15 m 

 
1:1 

 
1:2 

 

 
 
155 m 
Knickneuanlage 

 
-- 

 
 
2.3.4. Hinweise für den Bebauungsplan 
 
Aus den obigen Ausführungen ergeben sich außer den landschaftspflegerischen 
Maßnahmen (vgl. Kapitel 2.3.2.) die folgenden Hinweise für den Bebauungsplan: 
 
Zuordnungsfestsetzung  
Die Kompensation der durch den vorliegenden Bebauungsplan vorbereitenden Eingriffe erfolgt 
über externe Ökokonten. Die Maßnahmen sowie die Ausgleichsgrundstücke der Ökokonten 
werden dem Bebauungsplan Nr. 1 „“Wohnbebauung östlich Dorfstraße / nördlich Am Hälln“ 
zugeordnet. 
 
Für den Eingriff in das Schutzgut Boden beträgt das Ausgleichserfordernis 771 m2 bzw. 
Ökopunkte. Die Kompensation des Eingriffs erfolgt über die Verbuchung im externen 
Ökokonto: 
 
Ökopunkte Aktenzeichen Kreis Gemarkung Flur Flurstück 
771 67.20.35-Brinjahe-2 RD-ECK Brinjahe 1 6/2, 9/1 und 

129/23 
 
Für den Eingriff in das Schutzgut Fauna, Flora umfasst das Ausgleichserfordernis eine 
Knickneuanlage von 155 m bzw. Knickökopunkten. Die Kompensation des Eingriffs erfolgt 
über die Verbuchung im externen Knick-Ökokonto: 
 
Ökopunkte Aktenzeichen Kreis Gemarkung Flur Flurstück 
155 661.4.04.032.2014.00 SL-FL Börm 2 107 

 
Die Ökokonten liegt im Naturraum Geest. 
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Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme /  
Bauzeitenreglung / Besatzkontrollen 
Tötungen von Brutvögeln des Offenlandes und der Gehölze können vermieden werden, indem 
sämtliche Eingriffe (Arbeiten zur Baufeldfreimachung, Abschieben und Abgraben von Boden 
und sonstige Vegetationsbeseitigungen sowie spätere Bauarbeiten) außerhalb der 
Brutperiode, also nur zwischen dem 1. 10. und 1.03., stattfinden bzw. innerhalb dieser Zeit 
beginnen. 
Sollte der Baubeginn außerhalb der Ausschlussfristen erforderlich sein, kann in den 
Offenlandbereichen ein Brutbesatz durch Aufstellen von Flatterbänden ab Ende Februar 
verhindert werden. Alternativ kann unmittelbar vor Baubeginn eine Besatzkontrolle erfolgen 
und bei einem Negativnachweis die Arbeiten aufgenommen werden. Ein Roden der Knicks 
außerhalb der genannten Bauzeit ist ebenfalls nur nach Besatzkontrolle mit negativem 
Ausgang möglich. 
 
Beleuchtung 
Zum Schutz wildlebender Tiere vor nachteiligen Auswirkungen von Lichtimmissionen sind im 
gesamten Plangebiet ausschließlich bodenwärts abstrahlende Außenleuchten mit 
warmweißem Licht bis max. 3.000 Kelvin sowie geringen UV- und Blaulichtanteilen zu 
verwenden.  
 
Baumschutz 
Bei Bautätigkeiten im Bereich des Knicks/Überhälter an der Hauptstraße gilt die DIN 18920 
„Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ und 
die RSBB „Richtlinie zum Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständen bei 
Baumaßnahmen“  
 
Bodenschutz 
Zur Sicherstellung des Schutzgutes Boden sind im Zuge der Baumaßnahmen die 
entsprechenden Vorgaben des BauGB (§ 202 Schutz des humosen Oberbodens), der 
Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV, §§ 6-8), des 
Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG u. a. § 7 Vorsorgepflicht sowie des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG u. a. § 2 und § 6) einzuhalten. (vgl. Ausführungen im 
Umweltbericht, Kapitel 2.3.1.). 
Ergeben sich bei Sondierungsarbeiten und / oder Erdarbeiten Hinweise auf 
Bodenverunreinigungen, schädliche Bodenveränderungen und / oder eine Altlast, so ist dies 
der unteren Bodenschutzbehörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde unverzüglich 
mitzuteilen. 
 
Archäologie 
Die östlichen Teile des Plangebietes befinden sich in einem archäologischen Interessengebiet. 
Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies gemäß § 15 Denkmalschutzgesetz 
(DSchG) unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen 
Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. 
 
 
2.4. Anderweitige Planungsmöglichkeiten   
 
Die Gemeinde verzeichnet aktuell konkrete Nachfragen nach Baugrundstücken für 
wohnbauliche Zwecke. Es besteht aktuell keine Entwicklungsmöglichkeit im 
planungsrechtlichen Innenbereich, so dass sich die Gemeinde zur Durchführung einer 
verbindlichen Bauleitplanung entscheiden hat. Hinsichtlich des gewählten Standortes 
wird eine konsequente Fortentwicklung des Siedlungswesens an der Dorfstraße 
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vorgenommen und die bereits vorhandene Siedlungsstruktur fortgeführt. Unter der 
Berücksichtigung, dass der gesamte nordöstliche Bereich der Ortslage durch 
bestehende landwirtschaftliche Betriebe immissionsschutzrechtlich vorbelastet ist, 
verbleibt für eine wohnbauliche Nutzung nur der südliche Bereich der Ortslage. Der 
gewählte Standort ist bereits wohnbaulich vorgeprägt, so dass er räumlich und 
funktional sinnvoll erscheint und nicht zuletzt angesichts der Verfügbarkeit der Fläche 
alternativlos ist.  
 
 
2.5. Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter  

Plangebiete und grenzüberschreitende Wirkungen 
 
Die Plangebietsgröße von rund 0,5 ha liegt hinsichtlich der Ausweisung von 
Baugebietsausweisungen weit unter der Erheblichkeitsschwelle für Flächenverluste 
(UHL, RUNGE & LAU 2019) und erschöpft nicht den empfohlenen 
Flächenhöchstverbrauch der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesrepublik. Weitere 
großflächige Vorhaben sind in der Gemeinde derzeit nicht vorgesehen, 
entscheidungserhebliche Kumulierungen mit Auswirkungen benachbarter Plangebiete 
werden deshalb nicht erkannt.  
Da das Plangebiet auf die Gemeindegrenze beschränkt bleibt und einen 
vergleichsweise mäßigen Flächenumfang aufweist, werden grenzüberschreitende 
Wirkungen nicht prognostiziert.  
 
 
2.6. Auswirkungen durch schwere Unfälle oder Katastrophen 
 
Durch die beabsichtigte Änderung der Bauleitplanung werden keine Vorhaben 
zulässig, die für schwere Unfälle oder Katastrophen anfällig oder relevant sind. 
Auswirkungen durch schwere Unfälle oder Katastrophen sind somit nicht zu erwarten.    
 
 
2.7. Anfälligkeit gegenüber den Folgen des Klimawandels 
 
Besondere Anfälligkeiten gegenüber den Folgen des Klimawandels sind in diesem 
Vorhaben nicht erkennbar. 

 
 

2.8. Eingesetzte Techniken und Stoffe 
 
Für die Planrealisierung werden voraussichtlich allgemein und häufig verwendete 
Techniken und Stoffe angewandt bzw. eingesetzt. Eine relevante Beeinträchtigung 
wird nicht erkannt. 
 



Gemeinde Jahrsdorf  

Bebauungsplan Nr. 1 „Wohnbebauung östl. Dorfstraße / nördl. Am Hälln“ 

__________________________________________________________________________________________ 

___________________________________________________________________________ 
B.i.A. - Biologen im Arbeitsverbund                                                                   Seite 46 von 52 
 

3. Zusätzliche Angaben 
 
3.1. Verwendete technische Verfahren, Methode 
 
Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch, Gesundheit und Bevölkerung werden 
verbal-argumentativ in Anlehnung an JESSEL & TOBIAS (2002) und KAISER 2013 
bewertet.  
 
Grundlage für die Bewertung der Leistungen des Naturhaushaltes für den Arten- und 
Biotopschutz ist eine aktuelle Kartierung der Biotoptypen und der Strukturmerkmale 
des Untersuchungsgebietes. Die Kartierung der Biotop- und Strukturtypen erfolgt 
gemäß der Standardliste Schleswig-Holsteins (LfU 2024). Sie wird durch Abfrage des 
Artenkatasters / ZAK-Datenbank des LfU ergänzt. Zusätzlich wurde im Eingriffsbereich 
eine erweiterte Potentialanalyse auf der Grundlage von zwei Geländebegehungen zu 
den Brutvögeln durchgeführt.  
 
Die artenschutzrechtliche Betroffenheit im Sinne des § 44 BNatSchG und in diesem 
Fall von europäischen Vogelarten und Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie wird 
in Anlehnung an die von LBV-SH & AFPE (2016) vorgeschlagene Methodik geprüft. 
 
Zur Beurteilung der Auswirkungen auf die Schutzgüter Boden und Wasser werden die 
Bodenkarte Schleswig-Holsteins, die Hydrogeologische Übersichtskarte von 
Schleswig-Holstein sowie die Bearbeitung zu den Böden Schleswig-Holsteins (LLUR 
2012) herangezogen. Ferner werden die Aussagen von Baugrunduntersuchungen 
(GSB 2025) ausgewertet. 
 
Die Beurteilung der Umweltauswirkungen bei Durchführung des Projektes erfolgt 
verbal argumentativ. Dabei werden - soweit möglich - vier Erheblichkeitsstufen 
unterschieden: keine, geringe, mittlere und hohe Erheblichkeit (vgl. RASSMUS, 
HERDEN, JENSEN, RECK & SCHÖPS 2003 und KAISER 2013). 
 
Entsprechend den Hinweisen zur Anwendung der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung (gemeinsamer Runderlass des Innenministeriums und Ministeriums 
für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (MLUR & IM 2014)) 
werden alle Biotoptypen einer allgemeinen oder besonderen Bedeutung für den Natur- 
und Artenschutz zugeordnet (vgl. Kapitel 2.1.2.). Der erforderliche 
Kompensationsumfang wird schließlich mittels genanntem Runderlass erarbeitet. 
 
 
3.2. Hinweise zu Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung erforderlicher  

Informationen 
 
Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung oder der Auswertung von Informationen 
haben sich nicht ergeben. 
Die aufgeführte Datenlage, ergänzt durch aktuelle Geländeerhebungen, wird als 
ausreichend zur Umweltprüfung und Eingriffsbewertung sowie zur Prüfung der 
artenschutzrechtlichen Belange i.S.d. § 44 BNatSchG eingestuft. 
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3.3. Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen auf  

die Umwelt bei Umsetzung der Planung (Monitoring) 
 
Die Überwachung der Umweltauswirkungen dient der Überprüfung der planerischen 
Aussagen zu prognostizierten Auswirkungen, um erforderlichenfalls zu einem späteren 
Zeitpunkt noch Korrekturen der Planung oder Umsetzung vornehmen, oder mit 
ergänzenden Maßnahmen auf unerwartete Auswirkungen reagieren zu können. Im 
Plangebiet werden keine Maßnahmen zur Überprüfung ihrer Auswirkungen 
durchgeführt, auf ein Monitoring kann somit verzichtet werden. 
 
 
 
 3.4. Allgemein verständliche Zusammenfassung 
 
Die Gemeinde Jahrsdorf im Kreis Rendsburg-Eckernförde hat die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 „Wohnbebauung östl. Dorfstraße / nördl. Am Hälln“ 
beschlossen. Dadurch möchte die Gemeinde der Nachfrage nach Grundstücken zur 
wohnbaulichen Nutzung gerecht werden. 
 
Das Plangebiet umfasst ein rund 0,5 ha großes Areal östlich der Dorfstraße und im 
südlichen Bereich der Ortslage von Jahrsdorf.  
 
Im Rahmen des vorliegenden Umweltberichtes wird für das Plangebiet eine 
Bestandsanalyse der umweltrelevanten Belange durchgeführt und eine Bewertung der 
relevanten Schutzgüter vorgenommen. Die entscheidenden Belange sind: 

• Mensch, Gesundheit und Bevölkerung 
• Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
• Boden 
• Wasserhaushalt 
• Klima und Luft 
• Landschaft und Landschaftsbild 
• Fläche 
• Kulturgüter, kulturelles Erbe und sonstiger Sachgüter einschließlich ihrer 
• Wechselwirkungen 

 
Nach Ermittlung der projektbezogenen Wirkfaktoren werden die Auswirkungen des 
geplanten Vorhabens prognostiziert.  
Für jedes Schutzgut werden, aufbauend auf die Analyse der bau-, anlagen- und 
betriebsbedingten Wirkfaktoren und unter Berücksichtigung der erforderlichen 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen, die Auswirkungen in ihrer Erheblichkeit 
abgeschätzt. 
 
Relevante und mit einer hohen Erheblichkeit eingestufte Auswirkungen ergeben sich 
im Rahmen der Prüfungen für die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, 
da bei Planrealisierung gesetzlich geschützte Knicks entwidmet und teilweise gerodet 
werden müssen. Für das betroffene Schutzgut sollen zur Vermeidung erheblicher 
Auswirkungen Kompensationsmaßnahmen und eine Knickneuanlage von insgesamt 
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155 m durchgeführt werden. Der Eingriff kann im Plangebiet nicht kompensiert werden 
und wird deshalb über ein externes Ökokonto abgegolten. 
 
Infolge von Bodenversiegelungen wird der Eingriff in den Boden ebenfalls mit einer ein 
hohen Erheblichkeit beurteilt und macht gleichermaßen Kompensationsmaßnahmen 
erforderlich. Insgesamt ist für eine positive Eingriffsbilanzierung die Bereitstellung 
einer Flächengröße von 771 m2 erforderlich, die aus der intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung entlassen und zu einem naturnahen Biotop entwickelt 
werden muss. Da ein Ausgleich im Plangebiet nicht erfolgen kann, wird zu diesem 
Zweck ebenfalls ein externes Ökokonto genutzt. 
 
Bei Realisierung der Planung kann ein Straftatbestand im Sinne des § 44 
Bundesnaturschutzgesetz ausgeschlossen werden, wenn Bauzeitenregelungen bei 
der Baufeldräumung und den Gehölzrodungen eingehalten werden. So müssen die 
Baufeldräumung und die Gehölzrodungen im Zeitraum zwischen dem 01.10. und 
28.02 erfolgen. 
 
Unter strikter Berücksichtigung der landschaftspflegerischen Maßnahmen, der 
formulierten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen, einschließlich der 
aufgeführten Bauzeitenregelungen und bei Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen, 
können keine erheblichen Beeinträchtigungen für die relevanten Umweltbelange 
prognostiziert werden.  
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ANHANG 
 
 
 
Lageplan zu den Ökokonten  1. Knickökokonto 
      2. Ökokonto 



Knick-Konto in Börm
Kreis Schleswig-Flensburg,
Az. 661.4.04.032.2014.00

155 m Knickausgleich
Bebauungsplan Nr. 1
der Gemeinde
Jahrsdorf



Ausgleichsfläche
Bebauungsplan Nr. 1 Gemeinde Jahrsdorf
714 m² Fläche (entspr. 771 m²
Ausgleichsfläche der Bauleitplanung)

Ökokonto in Brinjahe
Az. 67.20.35-Brinjahe-2




